
A U S  D E R  P R A X I S  F Ü R  D I E  P R A X I S  

Liebe Leserin, lieber Leser, 

bereits im sechsundzwan-

zigsten Newsletter (Nr. 

26/2017) hat Ulrike Häßler 

vom Kriminologischen Dienst 

im Bildungsinstitut des nie-

dersächsischen Justizvoll-

zugs die ersten Ergebnisse 

der bundeseinheitlichen Er-

hebung  zur stoffgebundenen 

Suchtmittelproblematik vor-

gestellt. Mittlerweile befindet 

sich das Projekt im vierten 

Jahr. Häßler fasst für uns die 

Erkenntnisse der letzten und 

damit aktuellsten niedersäch-

sischen Stichtagserhebung 

zusammen.  

In der Schweiz gibt es im 

Gegensatz zu Deutschland 

ein breites Instrumentarium 

gerichtlich angeordneter 

Therapiemaßnahmen. Dr. 

Bernd Borchard vom Amt für 

Justizvollzug des Kantons 

Zürich erläutert unter diesem 

Gesichtspunkt den Umgang 

mit schwierigen Behand-

lungsverläufen von Hochsi-

cherheitstätern in der 

Schweiz.  

Unser Strafvollzugsrechts-

Experte Michael Schäfers-

küpper von der Fachhoch-

schule für Rechtspflege 

Nordrhein-Westfalen be-

schäftigt sich in dieser Aus-

gabe näher mit dem Straf-

vollzugsgesetz und stellt fest, 

dass in der Hektik des Be-

rufsalltags das komplexe 

Zusammenspiel von Bundes- 

und Landesrecht leicht aus 

dem Blick geraten kann. 

Seit rund fünf Jahren ist ein   

deutlicher Anstieg bei der 

Überwindung von Sicher-

heitstechnik festzustellen. 
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Sascha Puppel, Sachver-

ständiger für Sicherheitstech-

nik der Handwerkskammer 

Aachen, erklärt, wie Täter 

umdenken und wie ihnen 

entgegengetreten werden 

kann. 

Wir wünschen Ihnen viel 

Spaß beim Lesen! 

Im November fand in Celle 

das zwölfte „Bundesweite 

Forum: Sicherungsverwah-

rung“ statt.. Anna-Lena Blank 

und Lena Hügel von der Ost-

falia Hochschule in Wolfen-

büttel fassen in ihrem Ta-

gungsbericht die wichtigsten 

Aspekte dieser viel beachte-

ten Veranstaltung zusam-

men. 

Herzliche Grüße aus Celle 

sendet Ihnen 

   Michael Franke 
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die medizinischen 

Dienste für jeden neu 

aufgenommenen Gefan-

genen im Rahmen der 

Zugangsuntersuchung 

gemäß der ICD-10-

Kriterien, ob und in wel-

chem Ausmaß die Ge-

fangenen ein Suchtmit-

telproblem mit in den 

Vollzug bringen. Zudem 

wird dokumentiert, von 

Zur Drogenproblematik von Inhaftierten 

Ergebnisse des vierten Stichtages der bundeseinheitlichen 

Erhebung zur stoffgebundenen Suchtmittelproblematik  

in Niedersachsen  

von Ulrike Häßler  

ZUR DROGENPROBLEMATIK VON INHAFTIERTEN 

Bereits im Newsletter 

Nr. 26 (Häßler, 2017a 

und im diesbezüglichen 

Erratum im Newsletter Nr. 

27, Häßler, 2017b) wur-

den Ergebnisse der bun-

deseinheitlichen Erhe-

bung aus dem ersten 

Jahr des Projektes (2016) 

berichtet. Zum Anlass des 

deutschlandweiten Pro-

jekts, der Fragestellung 

und Historie wird auf 

den o.g. Newsletter 

Nr. 26 verwiesen. Im 

Folgenden werden die 

aktuellen Ergebnisse 

des Stichtags 

31.03.2019 für Nieder-

sachsen vorgestellt. 

Mittlerweise befindet 

sich das Projekt im vier-

ten Jahr. Seit 2016 er-

heben in Niedersachsen 

ben als bei den weibli-

chen Gefangenen.  

Insgesamt haben rund 

52 % der Gefangenen 

vor der Haft missbräuch-

lich Drogen konsumiert 

oder sind von diesen 

abhängig.  

Unter Betrachtung derje-

nigen männlichen Ge-

fangenen, die eine Ab-

hängigkeit aufweisen 

(n=1.392), zeigt sich, 

Für knapp die Hälfte der 

inhaftierten Personen 

wurde kein Suchtmittel-

problem zum Zeitpunkt 

des Eintritts in den Jus-

tizvollzug festgestellt (s. 

Abb. 1). Die 210 Frauen 

sind in deutlich stärke-

rem Maße durch eine 

Suchtmittelabhängigkeit 

belastet als die männli-

chen Gefangenen. Dafür 

wurde bei den Männern 

häufiger ein missbräuch-

licher Konsum angege-

welchen Suchtmitteln 

eine Abhängigkeit be-

steht oder welches 

Hauptsuchtmittel sie 

missbräuchlich konsu-

mieren. Des Weiteren 

werden pro Kalenderjahr 

die medizinisch begleite-

ten Entgiftungen, Substi-

tutionsbehandlungen und 

Entlassungen in eine  

stationäre oder ambulan-

te Entwöhnungstherapie 

gezählt (Jahresverlaufs-

erhebung). 

Wie vor zwei Jahren 

(Häßler, 2017a) werden 

hier Ergebnisse der 

Stichtagserhebung be-

richtet und (noch) nicht 

die Ergebnisse der Jah-

resverlaufserhebung.  

Zum 31.03.2019 befan-

den sich 4.761 Inhaftierte 

im niedersächsischen 

Justizvollzug (210 Frau-

en und 4.551 Männer); 

insgesamt etwas weniger 

Personen als zum Stich-

tag 2016.  

Ulrike Häßler, Sozial- und Orga-

nisationspädagogin M. A. 

Bildungsinstitut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges - Kriminolo-

gischer Dienst  

Abbildung 1 Überblick über die Gesamtbelastung zum Stichtag 31.03.2019 (N=4.761) 

https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de/download/117946/Justiz-Newsletter_Nr._26_04_2017_.pdf
https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de/download/117946/Justiz-Newsletter_Nr._26_04_2017_.pdf
https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de/download/117946/Justiz-Newsletter_Nr._26_04_2017_.pdf
https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de/download/117946/Justiz-Newsletter_Nr._26_04_2017_.pdf
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Die Substanzklassen 

Sedativa/Hypnotika, 

Halluzinogene und 

flüchtige Lösungsmittel 

spielen im niedersächsi-

schen Strafvollzug eine 

so geringe Rolle, dass 

diese hier nicht ausge-

wiesen werden.  

Die Hauptbelastungen 

hend ausgewertet wer-

den, dass nicht nur die 

problematischen Grup-

pen nach ihren 

Hauptsubstanzen analy-

siert werden, sondern die 

Belastung des Strafvoll-

zuges insgesamt be-

schrieben werden kann 

(s. Abb. 4).  

tierte. Bei der Hälfte der-

jenigen Gefangenen, die 

eine Abhängigkeit auf-

weisen, besteht diese 

von mehreren Substan-

zen, so dass sich eine 

„Hauptsubstanz“ nicht 

ermitteln ließ. 23 % der 

Frauen, die eine Abhän-

gigkeit aufweisen, sind 

von Opioiden abhängig, 

anteilig mehr als bei den 

männlichen Abhängi-

gen. Dafür ist Alkohol 

bei den abhängigen 

Frauen weniger häufig 

die favorisierte Sub-

stanz als bei den abhän-

gigen Männern. Die Be-

trachtung der miss-

bräuchlich konsumieren-

den Frauen ist aufgrund 

der kleinen Fallzahl 

(n=9) mit Vorsicht vorzu-

nehmen. Auch hier zeigt 

sich, dass unter den 

neun missbräuchlich 

konsumierenden Frauen 

mehr als die Hälfte ei-

nen multiplen Substanz-

konsum aufweisen. Als 

zweithäufigstes wird 

Alkohol unter den miss-

bräuchlich konsumieren-

den Frauen favorisiert 

(s. Abb. 3).  

Abschließend konnten 

die Daten auch dahinge-

dass die meisten von 

zwei oder mehr Substan-

zen abhängig sind und 

sich eine „Haupt-

substanz“ nicht bestim-

men lässt (multipler Sub-

stanzgebrauch) (s. Abb. 

2). Bei 20 % der abhängi-

gen Gefangenen ist Alko-

hol die favorisierte Sub-

stanz, gefolgt von Opioi-

den und Cannabinoiden 

mit jeweils 18 %. Der 

multiple Substanzge-

brauch ist auch unter den 

1.043 Gefangenen, die 

einen Missbrauch von 

Suchtmitteln aufweisen, 

die favorisierte Konsum-

form (.s. Abb 2 unten). 

Betrachtet man alle (nur) 

missbräuchlich konsu-

mierenden Gefangenen 

(n=1.043), zeigt sich, 

dass Cannabinoide 

(33%) nach dem multip-

len Substanzgebrauch 

die nächsthäufig favori-

sierte Substanz ist, ge-

folgt von Alkohol (15 %) 

und Kokain (7 %).  

Auch Abbildung 3 (s. S. 

4) bezieht sich auf die 

Verteilung der Substan-

zen innerhalb der Kate-

gorie Abhängigkeit 

(n=98) oder Missbrauch 

(N=9) für weibliche Inhaf-

ZUR DROGENPROBLEMATIK VON INHAFTIERTEN 

stellen mit 21 % aller 

Personen Gefangene 

dar, die mehrere Sub-

stanzen in abhängiger 

Form konsumieren oder 

einen missbräuchlichen 

Konsum von mehreren 

Substanzen aufweisen 

(multipler Substanzge-

brauch). In der Allge-

Abbildung 2 Verteilung auf Substanzen der männlichen Inhaftierten bezo-

gen auf n=1.392 Abhängige und n=1.043 missbräuchliche Konsumenten 

Anmerkung: Werte kleiner als 5 % werden zur besseren Lesbarkeit nicht 

ausgewiesen. 
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belasteten Gefangenen 

deutlich: In Niedersach-

sen bringen rund 7 % 

der Gefangenen einen 

problematischen Opioid-

konsum mit 

(Abhängigkeit oder 

Missbrauch). In der All-

gemeinbevölkerung liegt 

der Anteil derjenigen 

auf eine Alkoholabhän-

gigkeit unterscheiden 

sich die Gefangenen 

kaum von der Allgemein-

bevölkerung. 

Die höhere Belastung der 

Gefangenen durch illega-

le Drogen wird besonders 

durch die Betrachtung 

der durch Opioidkonsum
2
 

ben.  

Eine Abhängigkeit von 

Alkohol oder ein miss-

bräuchlicher Alkohol-

konsum wird bei 10 % 

aller niedersächsischen 

Gefangenen angenom-

men (s. Abb. 4). Der 

Epidemiologische 

Suchtsurvey 2015 gibt 

für 19,0 % der erwach-

senen Befragten in der 

Allgemeinbevölkerung 

einen „klinisch relevan-

ten Konsum“
1
 von Alko-

hol aus (Gomes de 

Matos et al., 2016: 277). 

Während also in Bezug 

auf die illegalen Drogen 

eine anteilig höhere Be-

lastung der Gefangenen 

zu erkennen ist, wird 

unter der Gefangenen-

population ein proble-

matischer Konsum von 

Alkohol anteilig seltener 

als in der Allgemeinbe-

völkerung berichtet. Der 

Alkoholatlas (2017) wie-

derrum weist für 5,2 % 

der Personen in der All-

gemeinbevölkerung eine 

Alkoholabhängigkeit aus 

(Schaller et al., 2017: 

43). Für die Inhaftierten 

wurde bei 6,3 % eine 

Alkoholabhängigkeit 

angegeben. In Bezug 

meinbevölkerung ist das 

Konsummuster des mul-

tiplen bzw. politoxikoma-

nen Konsum ebenfalls 

weit verbreitet (Stöver, 

2012; Brecht et al., 

2008).  

Die nächsthäufige Sub-

stanzklasse, durch die 

der Justizvollzug belastet 

ist, ist die der Cannabino-

ide, zu der neben Canna-

bis auch „Spice“ gehört. 

Aus verschiedenen Un-

tersuchungen gibt es Hin-

weise darauf, dass die-

ses Cannabinoid im Jus-

tizvollzug eine bedeuten-

dere Rolle spielt als in 

der Allgemeinbevölke-

rung (EMCDDA, 2018). 

Dazu liegen aber noch 

keine abgesicherten Er-

gebnisse vor. Da in der 

bundeseinheitlichen Er-

hebung nur die Sub-

stanzklasse Cannabinoi-

de ohne weitere Ausdiffe-

renzierung der einzelnen 

Substanzen erfasst wird, 

lässt sich anhand der 

vorliegenden Daten hier-

zu keine Aussage treffen. 

Cannabinoide werden 

vorrangig missbräuchlich 

konsumiert; seltener wird 

eine Abhängigkeit von 

Cannabinoiden angege-

ZUR DROGENPROBLEMATIK VON INHAFTIERTEN 

Personen, die in den 

letzten 12 Monaten Opi-

ate gebraucht haben, 

bei 0,3 % (Gomes de 

Matos et al., 2016: 275).  

Ähnlich groß ist der Un-

terschied zwischen der 

Gefangenenpopulation 

und der Allgemeinbevöl-

kerung auch in Bezug 

Abbildung 3 Verteilung auf Substanzen der weiblichen Inhaftierten bezo-

gen auf n=98 Abhängige und n=9 missbräuchliche Konsumentinnen 

Anmerkung: Werte kleiner als 5 % werden zur besseren Lesbarkeit nicht 

ausgewiesen. 



 

Newsletter Nr. 29                                                                                                           Seite  5 

Fußnoten: 

1 
Unter „klinisch relevan-

tem Konsum“ wird in 

Bezug auf Alkohol ein 

Cut-Off-Wert von acht 

von maximal 40 zu er-

reichenden Punkten 

beim AUDIT-Screening 

nach Babor et al. (2010) 

verstanden. Da die Ope-

rationalisierung der bun-

deseinheitlichen Erhe-

bung (ICD-10) von der 

des Epidemiologischen 

Suchtsurvey (AUDIT) 

Projekt möglich, einen 

Überblick über die Belas-

tung des Vollzuges durch 

suchtmittelkonsumieren-

de Gefangene zu bekom-

men. So könnten auf die-

ser Basis zukünftig Per-

sonalbedarfe (z.B. im 

Suchtberatungsdienst) 

und Behandlungsange-

bote zielgerichtet gesteu-

ert und geplant werden 

(weiterführend zur Situa-

tion drogenabhängiger 

Inhaftierter: Häßler & 

Maiwald, 2018). 

„Während ‚draußen‘ Frauen, 

mit Ausnahme bestimmter 

Substanzen (wie z.B. 

Medikamente), geringer 

belastet sind als Männer, sind 

die Frauen im nieder-

sächsischen Justizvollzug 

etwas mehr durch 

Suchtmittelkonsum belastet 

als die männlichen 

Gefangenen.“ 

auf eine Belastung durch 

die Substanz Kokain: Für 

die Allgemeinbevölke-

rung wird eine 12-Monats

-Prävalenz für Kokain bei 

0,6 % der befragten Er-

wachsenen festgestellt 

(Gomes de Matos et al., 

2016: 275). Eine Belas-

tung (Abhängigkeit oder 

Missbrauch) von Kokain 

wird bei 3 % der erfass-

ten Inhaftierten beschrie-

ben (s. Abb. 4).  

Mit den Daten der bun-

deseinheitlichen Suchter-

Drogenbeauftragte der 

Bundesregierung, 2018), 

geringer belastet sind als 

Männer (Gomes de 

Matos et al., 2016), sind 

die Frauen im nieder-

sächsischen Justizvoll-

zug etwas mehr durch 

Suchtmittelkonsum be-

lastet als die männlichen 

Gefangenen.  

Trotz der beschränkten 

Aussagekraft der bun-

deseinheitlichen Erhe-

bung
3
 ist es durch dieses 

ZUR DROGENPROBLEMATIK VON INHAFTIERTEN 

abweicht, ist die Ver-

gleichbarkeit einge-

schränkt.  

2 
Hier gilt wie bei der 

Betrachtung der Katego-

rie „Cannabinoide“, dass 

„Opioide“ die Oberkate-

gorie für z.B. Heroin, 

aber auch für syntheti-

sche Opioide, wie z.B. 

Fenthanyl, ist. 

3 
U.a. weil hier nur ag-

gregierte Daten verwen-

det werden, mit denen 

keine Einzelfallbetrach-

hebung kann die Ver-

mutung (z.B. bei Stöver, 

2012, Stöver et al., 

2019) bestätigt werden, 

dass die Gefangenen 

anteilig wesentlich häufi-

ger durch den Konsum 

illegaler Drogen belastet 

sind als die Allgemein-

bevölkerung „draußen“. 

Der problematische 

Konsum von Alkohol 

hingegen wird, unter 

eingeschränkter Ver-

gleichbarkeit, anteilig 

weniger häufig als in der 

Allgemeinbevölkerung 

berichtet; eine Alkohol-

abhängigkeit wird ähn-

lich häufig festgestellt 

wie in der Allgemeinbe-

völkerung. Ebenso un-

terscheidet sich die 

Suchtbelastung zwi-

schen den Geschlech-

tern deutlich im Ver-

gleich zur Allgemeinbe-

völkerung: Während 

„draußen“ Frauen, mit 

Ausnahme bestimmter 

Substanzen (wie z.B. 

Medikamente, vgl. Die 

„Mit den Daten er 

bundeseinheitlichen 

Suchterhebung kann die 

Vermutung bestätigt werden, 

dass die Gefangenen anteilig 

wesentlich häufiger durch 

den Konsum illegaler Drogen 

belastet sind als die 

Allgemeinbevölkerung 

‚draußen‘.“ 

Abbildung 4 Gesamtbelastung (Abhängigkeit + Missbrauch) des niedersächsischen Justizvollzuges nach 

Substanzen (N=4.761), in Prozent 
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year trajectories for he-
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thamphetamine users. 
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Deutsches Institut für 
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GM Version 2019, Kapi-
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Verhaltensstörungen 

(F00-F99), Psychische 

und Verhaltensstörun-

gen durch psychotrope 

Substanzen (F10-F19). 
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https://www.dimdi.de/

static/de/klassifikationen/

icd/icd-10-gm/kode-

suche/htmlgm2019/block

-f10-f19.htm (letzter Zu-

griff: 16.05.2019). 

tung und Veränderungs-

messung vorgenommen 

werden kann oder weil es 

sich um eine Stichtagser-

hebung handelt, bei der 

kurzstrafige Gefangene 

möglicherweise seltener 

erfasst werden etc. 
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zugs der Schweiz sind 

in erster Linie für die 

Behandlung von gefähr-

lichen Straftätern mit 

psychischen Störungen 

nach Art. 59.3 StGB 

konzipiert (vergleichbar 

mit §63 StGB bzw. Sozi-

altherapie in Deutsch-

land). Der Stellenwert 

einer solchen Behand-

lung wurde durch das 

neue Strafgesetz ge-

Umgang mit schwierigen Behandlungsverläufen von 

Hochrisikotätern in der Schweiz 

von Bernd Borchard 

UMGANG MIT SCHWIERIGEN BEHANDLUNGSVERLÄUFEN VON HOCHRISIKOTÄTERN  

Einleitung 

Seit 2009 ist im Zusam-

menhang mit der am 01. 

Januar 2007 in der 

Schweiz in Kraft getrete-

nen Strafrechtsrevision 

erstmals in der Schweiz 

ein neues intensives Be-

handlungsangebot für 

gefährliche und psychisch 

gestörte Straftäter zum 

Vollzug stationärer thera-

peutischer Maßnahmen 

in einer Justizvollzugs-

anstalt (JVA) im Kanton 

Zürich umgesetzt wor-

den. Ähnliche Angebote 

befinden sich auch in 

anderen Schweizeri-

schen Anstalten.  

Forensisch-Psychiatri-

sche bzw. therapeuti-

sche Abteilungen für 

stationäre Maßnahmen 

innerhalb des Justizvoll-

lungseinrichtungen ent-

standen. Sind bei hoher 

Gefährlichkeit die Be-

handlungsaussichten so 

unsicher, dass innerhalb 

von fünf Jahren nicht von 

einer deutlichen Senkung 

des Rückfallrisikos aus-

zugehen ist, dann ist die 

Anordnung einer Siche-

rungsverwahrung nach 

Art. 64 indiziert; ist der 

Täter als behandelbar 

einzuschätzen, kann eine 

währleistet ist und die 

Gefahr besteht, dass der 

Täter flieht oder weitere 

Straftaten begeht (Noll 

et al. 2008). 

Insbesondere zur Be-

handlung persönlich-

keitsgestörter hoch ge-

fährlicher Gewalt- und 

Sexualstraftäter sind 

somit in der Schweiz  

seit 2009 im Justizvoll-

zug forensisch-

psychiatrische Behand-

umgewandelt werden. In 

der Sicherungsverwah-

rung selbst muss nicht 

behandelt werden. 

Es ist also möglich, stati-

onäre Maßnahmen   

auch in einer geschlos-

senen Justizvollzugsan-

stalt durchzuführen. So 

wird in Art. 59 Abs. 3 

festgehalten, dass geis-

tig abnorme Täter in ei-

ner JVA behandelt wer-

den können, sofern dort 

die nötige Therapie 

durch Fachpersonal ge-

stärkt. So kann das Ge-

richt gemäß Art. 59 StGB 

generell eine stationäre 

Behandlung anordnen, 

wenn der Täter psy-

chisch schwer gestört ist, 

eine Tat begangen hat, 

die mit der Störung in 

Zusammenhang steht 

und zu erwarten ist, dass 

durch eine geeignete 

Behandlung der Gefahr 

weiterer Straftaten be-

gegnet werden kann. Die 

Frage der Schuldfähig-

keit zum Tatzeitpunkt 

spielt dabei keine Rolle 

(vgl. Borchard & Gerth, 

im Druck). 

Außerdem müssen     

Sicherungsverwahrungen 

spätestens alle zwei Jah-

re daraufhin überprüft 

werden, ob bei einem 

Inhaftierten eine Thera-

pie erfolgreich durchge-

führt werden kann. Ist 

dies der Fall, dann muss 

die Sicherungsverwah-

rung in eine stationäre 

Maßnahme nach Art. 59 

Dr. Bernd Borchard   

Amt für Justizvollzug  

Kanton Zürich  

Amt für Justizvollzug  des Kantons Zürich  in der Schweiz 
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Maßnahmevollzugsein-

richtung.  

3 Solange die Gefahr 

besteht, dass der Täter 

flieht oder weitere Straf-

taten begeht, wird er in 

einer geschlossenen 

Einrichtung behandelt. 

Er kann auch in einer 

Strafanstalt nach Artikel 

76 Absatz 2 behandelt 

werden, sofern die nöti-

ge therapeutische Be-

handlung durch Fach-

personal gewährleistet 

ein Verbrechen oder Ver-

gehen begangen hat, das 

mit seiner psychischen 

Störung in Zusammen-

hang steht; und b. zu 

erwarten ist, dadurch 

lasse sich der Gefahr 

weiterer mit seiner psy-

chischen Störung in Zu-

sammenhang stehender 

Taten begegnen. 

2 Die stationäre Behand-

lung erfolgt in einer ge-

eigneten psychiatrischen 

Einrichtung oder einer 

„In der Schweiz gibt es im 

Gegensatz zu Deutschland 

ein breites Instrumentarium 

gerichtlich angeordneter 

Therapiemaßnahmen...“ 

hem Risiko eine sehr 

hohe Behandlungsinten-

sität erforderlich ist und / 

oder der Richter auf-

grund einer unsicheren 

Erfolgsaussicht - im Un-

terschied zur vollzugs-

begleitenden ambulan-

ten Maßnahme nach 

Art. 63 – kein von vorn-

herein feststehendes 

Entlassungsdatum aus 

der institutionellen Un-

terbringung festschrei-

ben will. Wichtigstes Ziel 

der stationären Maß-

nahme ist im Sinne des 

Opferschutzes die mög-

lichst nachhaltige Re-

duktion von Rückfallrisi-

ken. 

Rechtlicher Rahmen 

In der Schweiz gibt es im 

Gegensatz zu Deutsch-

land ein breites Instru-

mentarium gerichtlich 

angeordneter Therapie-

maßnahmen: stationäre 

Therapien (in forensisch-

psychiatrischen Kliniken, 

in speziellen Maßnah-

stationäre Maßnahme um 

jeweils 1 - 5 Jahre verlän-

gert werden; somit exis-

tiert praktisch eine open-

end-Situation für behan-

delbare Hochrisikotäter, 

deren Ende durch die 

Einschätzung von Ge-

fährlichkeit, Behand-

lungsstand und Verhält-

nismäßigkeit definiert ist. 

Die stationäre Maßnah-

me nach Art. 59 kommt 

daher bei den Tätern in 

Frage, bei denen bei ho-

durchlässig, d. h. Maß-

nahmen können je nach 

Erfordernis gewechselt 

oder kombiniert werden. 

Um solche Maßnahmen 

anzuordnen, ist ein psy-

chiatrisches Gutachten 

erforderlich.  

Aufgrund der rechtlichen 

Ausgangslage handelt 

es sich dabei im Unter-

schied zu Deutschland 

praktisch auch immer 

um ein Prognosegutach-

ten, weil die Vorausset-

zung für die Anordnung 

einer Maßnahme darin 

besteht, zunächst die 

Rückfallgefahr darzustel-

len.  

Therapeutische Maß-

nahmen und Verwah-

rung in der Schweiz 

Art. 59 StGB 

1 Ist der Täter psychisch 

schwer gestört, so kann 

das Gericht eine statio-

näre Behandlung anord-

nen, wenn: a. der Täter 

meeinrichtungen und in 

spezialisierten Abteilun-

gen von Justizvollzugs-

anstalten), ambulante 

strafvollzugsbegleitende 

Therapien, die nach Ent-

lassung weitergeführt 

werden können, ambu-

lante Therapien in Frei-

heit unter Aufschub einer 

Haftstrafe oder ambulan-

te Therapien begleitend 

zu einer ausgesproche-

nen Bewährungsstrafe. 

Zudem ist das System 

UMGANG MIT SCHWIERIGEN BEHANDLUNGSVERLÄUFEN VON HOCHRISIKOTÄTERN  

ist. 

4 Der mit der stationä-

ren Behandlung verbun-

dene Freiheitsentzug 

beträgt in der Regel 

höchstens fünf Jahre. 

Sind die Voraussetzun-

gen für die bedingte 

Entlassung nach fünf 

Jahren noch nicht gege-

ben und ist zu erwarten, 

durch die Fortführung 

der Maßnahme lasse 

sich der Gefahr weiterer 

mit der psychischen 

„Aufgrund der rechtlichen 

Ausgangslage handelt es 

sich dabei im Unterschied zu 

Deutschland praktisch auch 

immer um ein 

Prognosegutachten, weil die 

Voraussetzung für die 

Anordnung einer Maßnahme 

darin besteht, zunächst die 

Rückfallgefahr darzustellen. “  
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genannt ist, wird in die-

sen Fällen sehr häufig 

ein Gutachten angeord-

net. Wichtig ist hierbei 

auch, dass nicht nur auf 

"Diagnosen", sondern 

allgemein auf "Persön-

lichkeitsmerkmale des 

Täters, der Tatumstän-

de und seine gesamten 

Lebensumstände" abge-

stellt wird. Am erfolgver-

sprechendsten in der 

Behandlung von Hochri-

sikotätern erscheint die 

Umsetzung einer all-

tagsnahen und einheitli-

das die Verwahrung an-

geordnet hat. Im Übrigen 

ist Artikel 64a anwend-

bar. 

4 Die Verwahrung wird in 

einer Maßnahmevoll-

zugseinrichtung oder in 

einer Strafanstalt nach 

Artikel 76 Absatz 2 voll-

zogen. Die öffentliche 

Sicherheit ist zu gewähr-

leisten. Der Täter wird 

psychiatrisch betreut, 

wenn dies notwendig ist.  

Da im Art. 64 ein qualifi-

zierender Deliktkatalog 

„Am erfolgversprechendsten 

in der Behandlung von 

Hochrisikotätern erscheint 

die Umsetzung einer 

alltagsnahen und 

einheitlichen Kombination 

aus einer deliktorientierten 

und einer auf die individuelle 

Persönlichkeit 

zugeschnittenen Therapie.“ 

Störung des Täters in 

Zusammenhang stehen-

der Verbrechen und Ver-

gehen begegnen, so 

kann das Gericht auf An-

trag der Vollzugsbehörde 

die Verlängerung der 

Maßnahme um jeweils 

höchstens fünf Jahre an-

ordnen. 

Der Art. 59 in der 

Schweiz entspricht dem 

deutschen § 63, ist im 

Unterschied zu Letzterem 

aber nicht an die Schuld-

fähigkeit gebunden und 

kann zudem in Justizvoll-

haft zu erwarten ist, dass 

er weitere Taten dieser 

Art begeht; oder b. auf 

Grund einer anhaltenden 

oder langdauernden psy-

chischen Störung von 

erheblicher Schwere, mit 

der die Tat in Zusam-

menhang stand, ernsthaft 

zu erwarten ist, dass der 

Täter weitere Taten die-

ser Art begeht und die 

Anordnung einer Maß-

UMGANG MIT SCHWIERIGEN BEHANDLUNGSVERLÄUFEN VON HOCHRISIKOTÄTERN  

chen Kombination aus 

einer deliktorientierten 

und einer auf die indivi-

duelle Persönlichkeit 

zugeschnittenen Thera-

pie. Das Behandlungs-

angebot der Forensisch-

Psychiatrischen Abtei-

lung im Justizvollzugs 

des Kantons Zürich er-

gänzt bzw. verbindet 

entsprechend der o.g. 

Grundgedanken bereits 

bewährte delikt- und 

persönlichkeitsorientier-

te Therapieangebote 

(vgl. Borchard & Haug, 

zugsanstalten (Durch-

lässigkeit des Systems) 

vollzogen werden. Eine 

ambulante Maßnahme 

nach Art. 63 kann auch 

begleitend zum Straf-

vollzug durchgeführt 

werden. 

Art. 64 StGB 

1 Das Gericht ordnet die 

Verwahrung an, wenn 

der Täter einen Mord, 

eine vorsätzliche Tö-

tung, eine schwere Kör-

perverletzung, eine Ver-

gewaltigung, einen 

Raub, eine Geiselnah-

me, eine Brandstiftung, 

eine Gefährdung des 

Lebens oder eine andere 

mit einer Höchststrafe 

von fünf oder mehr Jah-

ren bedrohte Tat began-

gen hat, durch die er die 

physische, psychische 

oder sexuelle Integrität 

einer andern Person 

schwer beeinträchtigt hat 

oder beeinträchtigen 

wollte, und wenn: a. auf 

Grund der Persönlich-

keitsmerkmale des Tä-

ters, der Tatumstände 

und seiner gesamten 

Lebensumstände ernst-

„Der Art. 59 in der Schweiz 

entspricht dem deutschen     

§ 63, ist im Unterschied zu 

Letzterem aber nicht an die 

Schuldfähigkeit gebunden 

und kann zudem in 

Justizvollzugsanstalten 

(Durch-lässigkeit des 

Systems) vollzogen werden.“ 

nahme nach Artikel 59 

keinen Erfolg verspricht. 

2 Der Vollzug der Frei-

heitsstrafe geht der Ver-

wahrung voraus. Die 

Bestimmungen über die 

bedingte Entlassung 

aus der Freiheitsstrafe 

(Art. 86–88) sind nicht 

anwendbar. 

3 Ist schon während des 

Vollzugs der Freiheits-

strafe zu erwarten, dass 

der Täter sich in Freiheit 

bewährt, so verfügt das 

Gericht die bedingte Ent-

lassung aus der Frei-

heitsstrafe frühestens 

auf den Zeitpunkt hin, an 

welchem der Täter zwei 

Drittel der Freiheitsstrafe 

oder 15 Jahre der le-

benslänglichen Freiheits-

strafe verbüßt hat. Zu-

ständig ist das Gericht, 

Seminarempfehlung: 

„Wenn die Seele kündigt 

- Umgang mit psychisch 

kranken Mitarbei-

ter*innen“ vom 

02. bis 03. Dezember  

2019 in Königslutter 
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plementären Bezie-

hungsgestaltung sollen 

nach dem Validieren 

von Bedürfnissen und 

Motiven des Klienten 

sein problematisches 

Interaktions- und Delikt-

verhalten in Frage ge-

stellt werden, um dann 

die resultierenden Kon-

sequenzen zu reflektie-

ren und Alternativen zu 

erarbeiten. 

Behandlungsteam 

Die Durchführung statio-

primären Motiv Rech-

nung getragen wird oder 

die Modifikation einer 

inakzeptablen Motivlage 

einen innerpsychischen 

Gewinn bedeutet. In der 

alltäglichen milieuthera-

peutischen Arbeit werden 

regelhaft aktuell-situative 

Aspekte aufgegriffen, 

doch sollte nicht primär 

auf das vom Klienten 

gezeigte Problemverhal-

ten reagiert, sondern pro-

aktiv gehandelt werden. 

Im Rahmen einer kom-

„Bei der Umsetzung dieses 

Ansatzes muss der Klient 

davon überzeugt werden, 

dass seinem primären Motiv 

Rechnung getragen wird oder 

die Modifikation einer 

inakzeptablen Motivlage 

einen innerpsychischen 

Gewinn bedeutet.“ 

werden, wodurch dem 

problematischen Verhal-

ten die motivationale 

Basis entzogen werden 

kann. Handelt es sich 

um Perönlichkeitsdispo-

sitionen, die zu primär 

delinquenznahen Be-

dürfnislagen führen, 

dann geht es um Modifi-

kations- und Kontrollpro-

zesse primär inakzepta-

ler Motivstrukturen. Kli-

enten kommen so in po-

sitivere Zustände und es 

werden Aufmerksamkeit 

und Ressourcen für kon-

kretes therapeutisches 

(auch konfrontatives und 

deliktorientiertes) Arbei-

ten frei. 

Bei der Umsetzung die-

ses Ansatzes muss der 

Klient davon überzeugt 

werden, dass seinem 

konstruieren. Ziel ist da-

bei, auf die Ebene zu 

gelangen, auf der das 

entsprechende Motiv un-

problematisch wird 

(Richtung psychischer 

Grundbedürfnisse) oder 

modifiziert werden (vgl. 

Sachse, 2001, 2004, 

2009; Grawe, 2000, 

2004; Caspar, 2007). 

Ist dies erreicht, sollten 

akzeptable psychische 

Bedürfnisse des Klienten 

gesättigt und befriedigt 

UMGANG MIT SCHWIERIGEN BEHANDLUNGSVERLÄUFEN VON HOCHRISIKOTÄTERN  

närer forensischer Mas-

snahmen ist Teamar-

beit. Die zu behandeln-

den Störungsbilder bzw. 

Syndrome der zu be-

handelnden Klienten 

weisen in der Regel auf 

allen relevanten Dimen-

sionen (Kognitionen, 

Emotionen, Wahrneh-

mungen, Handlungen) 

eine hohe Komplexität 

auf. Zudem bedeutet 

gerade die stationäre 

forensische Therapie 

die Umsetzung einer 

zeptionell berücksichtigt, 

dass die Beziehung zwi-

schen Klient und Thera-

peut nicht nur ein lang-

fristig entscheidender 

unspezifischer Erfolgs-

faktor, sondern auch ein 

gezielt positiver und da-

mit spezifischer Wirkfak-

tor ist. Zudem erscheint 

es nicht zielführend ei-

nen defizitorientierten 

und konfrontativen Be-

handlungseinstieg zu 

wählen, da dadurch 

meist Abwehr, Selbstun-

wirksamkeitsüberzeugun

gen und weitere Verunsi-

cherung ausgelöst wer-

den. 

Vielmehr sind gerade in 

der Anfangs- und Moti-

vationsphase der Be-

handlung die hinter dem 

Klientenverhalten liegen-

den psychischen Grund-

bedürfnisse und Über-

zeugungen zu erschlies-

sen. Daraus wiederum 

lassen sich konkrete und 

aktive Therapiepläne 

2012; Borchard & Gnoth, 

2012) durch eine delikt-

orientiert ausgerichtete 

Milieutherapie (zum Be-

griff „Milieutherapie“ in 

der stationären Straftäter-

behandlung vgl. Wischka, 

2001, Borchard & Urbani-

ok, 2012). 

Beziehungsgestaltung 

in der forensischen Be-

handlung 

In der milieutherapeu-

tisch geprägten stationä-

ren Maßnahme wird kon-

„In der milieutherapeutisch 

geprägten stationären 

Maßnahme wird konzeptionell 

berücksichtigt, dass die 

Beziehung zwischen Klient 

und Therapeut nicht nur ein 

langfristig entscheidender 

unspezifischer Erfolgsfaktor, 

sondern auch ein gezielt 

positiver und damit 

spezifischer Wirkfaktor ist.“ 
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konfrontativ-disziplina-

rische oder schlicht 

„strafende“ Ansätze ver-

stärken in der Regel die 

dysfunktionalen Wahr-

nehmungs- und Verhal-

tensmuster persönlich-

keitsgestörter Straftäter. 

Täter, die ihr Risikoprofil 

für gefährliche Strafta-

ten (erhöhte Kränkbar-

keit, Aggressionsproble-

matik, Impulskontrollstö-

rung, Emotionsregulati-

onsstörung, Paraphilie 

etc.) in sich, in ihrer Per-

sönlichkeit tragen, müs-

Sicherungs- und Be-

handlungsgedanke 

Im Zentrum einer statio-

nären Behandlungsmaß-

nahme nach Art. 59. 3 

StGB - auch wenn in ei-

ner Justizvollzugsanstalt 

verortet - steht nicht der 

Straf- sondern der Siche-

rungs- und Behandlungs-

gedanke. Behandeln und 

Strafen schließt sich in 

weiten Teilen allgemein-

psychologisch, aber auch 

psychiatrisch-psychothe-

rapeutisch aus. Primär 

-trische Intensität der 

Therapie kann nur durch 

ein optimal vorbereitetes 

und abgestimmtes multi-

professionelles Behand-

lungsteam umgesetzt 

werden. Das Verhältnis 

Behandler – Klienten 

beträgt in unserem Kon-

zept zur intensiven stati-

onären Behandlung 

hochgefährlicher Straf-

täter 1 : 1; jeder Klient 

hat ein milieutherapeuti-

sches Behandlungstan-

dem, zudem einen Sozi-

alarbeiter, einen Psycho-

therapeuten und eine 

fachpsychiatrische Be-

treuung an seiner Seite. 

Zudem werden die Ar-

beitsbereiche therapeu-

tisch kontinuierlich mit in 

die Behandlung einbezo-

gen. So kann eine ganz-

heitliche deliktorientierte 

und persönlichkeitsze-

ntrierte Auseinanderset-

zung mit deliktrelevanten 

Problembereichen ge-

währleistet werden 

(Borchard et al., 2012). 

sehr hohen Kontakt- und 

Konfrontationsdichte. Die 

Teammitglieder erleben 

im therapeutischen Alltag 

sehr intensive emotionale 

und interaktionelle Aus-

drucksweisen der zu be-

handelnden Störungen. 

Das erforderliche Be-

handlungsangebot muss 

daher ein hohes Maß an 

Differenziertheit und Re-

flektiertheit aufweisen. 

Die zu realisierende mili-

eutherapeutische, psy-

chotherapeutisch-psychia
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sen lernen, damit 

(ungefährlich) umzuge-

hen bzw. müssen ihre 

problematischen Per-

sönlichkeitsanteile kon-

struktiv verändern oder 

kontrollieren. 

Insbesondere der Faktor 

der „open-end“-Situation 

der inhaltlich begründe-

ten Unterbringungsdau-

er (Verhältnismäßigkeit, 

Therapieerfolge; signifi-

kant verringertes Rück-

fallrisiko) verunsichert 

Klienten anfangs oft; 

„Das Verhältnis Behandler – 

Klienten beträgt in unserem 

Konzept zur intensiven 

stationären Behandlung 

hochgefährlicher  

Straftäter 1 : 1; ...“ 
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Gruppe der Sexual- und 

Gewaltstraftäter mit Per-

sönlichkeitsstörungen 

und / oder Sexualdevi-

anzen angehören; in 

Frage kommen auch 

Täter mit Mehrfachdiag-

nosen oder unklaren 

Diagnosen. Nur in Aus-

nahmefällen und nach 

Absprache mit foren-

sisch-psychiatrischen 

Kliniken können Sexual- 

und Gewaltstraftäter mit 

Erkrankungen aus dem 

schizophrenen Formen-

kreis behandelt werden. 

spruchsvolle Aufgabe der 

Intensivbehandlung psy-

chisch gestörter Hochrisi-

kotäter bewältigen. 

Zu Indikationen 

Unter Beachtung dieser 

grundlegenden Aspekte 

lässt sich zur Indikation 

bzw. Kontraindikation für 

eine intensive milieuthe-

rapeutische stationäre 

forensische Behandlung 

Folgendes sagen: 

Behandelt werden Klien-

ten, die in erster Linie der 

dieser Art des Opfer-

schutzes bzw. der Ver-

hinderung weiterer Op-

fer auch immer um die 

Perspektiven und Chan-

cen des Straftäters auf 

ein deliktfreies Leben in 

einem gut integrierten 

Platz in der Gesell-

schaft. Mit dem neuen 

Artikel 59 Abs. 3 wurde 

in der Schweiz eine Per-

spektive für intensiven 

Maßnahmenvollzug in 

Straf- bzw. Justizvoll-

zugsanstalten geschaf-

fen. Das ist auch deswe-

gen interessant, weil es 

kostengünstiger ist als 

parallele Strukturen aus-

serhalb des Regelvoll-

zugs aufzubauen und 

weil es für bestimmte 

Klienten insbesondere 

im Hinblick auf die pro-

fessionelle Sicherheits-

struktur und Aus-und 

Weiterbildungsmöglich-

keiten vorteilhaft ist. 

Überlegungen zur Kos-

teneffizienz dürfen aber 

nicht zu Lasten der 

zudem muss von den 

therapeutisch und den 

juristisch Verantwortli-

chen erwartet werden 

können, dass der zu be-

handelnde Täter 

schnellstmöglich die 

bestmögliche intensive 

und professionelle foren-

sische Therapie angebo-

ten bekommt, die unter 

gegebenen formalen, 

ökonomischen und fachli-

chen Gesichtspunkten 

umsetzbar ist. 

Nicht zuletzt geht es bei 

Therapeutenstellen ge-

hen; nur ein optimal zu-

sammengesetztes, gut 

ausgebildetes Behand-

lungsteam 

(Milieutherapeuten aus 

psychosozialen, psychiat-

rischen Berufsfeldern, 

Sozialarbeiter, forensisch 

erfahrene Ärzte und 

Psychologen; Betreu-

ungsschlüssel nicht unter 

1 : 1) kann effektiv, sicher 

und professionell und 

damit nachhaltig die an-
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Grundsätzlich ist es in 

der Schweiz möglich, je 

nach Indikation und er-

forderlichem Behand-

lungssetting einen Täter 

in einer forensischen 

Klinik oder in einer Jus-

tizvollzugsanstalt zu 

behandeln. Konkret wer-

den folgende Kriterien 

vorgeschlagen, wobei 

im Einzelfall nicht alle 

Kriterien in voller Aus-

prägung vorliegen müs-

sen und keine Verrech-

nungsregeln formuliert 

sind; vielmehr ist unter 

„Das ist auch deswegen 

interessant, weil es 

kostengünstiger ist als 

parallele Strukturen 

ausserhalb des 

Regelvollzugs aufzubauen 

und weil es für bestimmte 

Klienten insbesondere im 

Hinblick auf die 

professionelle Sicherheits-

struktur und Aus-und 

Weiterbildungsmöglichkeiten 

vorteilhaft ist.“ 
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Erkrankung 

 akute Selbst- und/

oder Fremdgefähr-

dung 

 relevante kognitive / 

sprachliche Verstän-

digungseinschränkun

gen 

 hohe „psychopathy“-

Ausprägung mit kon-

kret erkennbaren 

milieuschädigenden 

Einstellungen und 

Verhaltensweisen 

(z.B. Manipulation 

nären Maßnahme 

mit Gruppenfähig-

keit, Absprachefä-

higkeit und 

(zumindest) er-

kennbaren Ansät-

zen von Verände-

rungsbereitschaft 

 Akzeptanz der Be-

handlungsbedingu

ngen 

(Behandlungsvertr

ag) 

Negativkriterien: 

 akute psychotische 

fährdeten Rechtsgü-

ter) und hohe Rück-

fallgefahr (quantitativ: 

Rückfallwahrschein-

lichkeit) 

 therapeutische Indi-

kation 

(deliktrelevantes Risi-

koprofil, definierbare 

Behandlungsziele, 

ableitbarer Behand-

lungsauftrag) 

 Beeinflussbarkeit als 

relevante Aussicht 

auf Behandlungser-

folg, operationalisiert 

durch: 

 (zumindest) erkenn-

bare Ansätze von 

Introspektions- und 

Reflektionsfähigkeit 

 (zumindest) er-

kennbare Ansät-

ze von passiven 

und aktiven 

Feedback-

Fähigkeiten 

 grundsätzliche 

Fähigkeit zum 

ihrer Berücksichtigung 

aufgrund der Auswertung 

der Aktenlage, der Explo-

rationen und strukturier-

ter forensischer Verfah-

ren ein klinisch-

forensisches Gesamtur-

teil zu Indikationen zu 

bilden: 

Positivkriterien: 

 verurteilt zu einer sta-

tionären Maßnahme 

 hohe Gefährlichkeit 

(qualitativ: Art der ge-

authentischen Ge-

fühlserleben und 

Gefühlsausdruck 

 intrinsisch behand-

lungsmotiviert, 

mindestens teil-

weise entspre-

chend motivierbar 

 konstruktive Hal-

tung gegenüber 

milieutherapeuti-

schem Setting und 

dem Behandlungs-

angebot der statio-
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und Unterdrückung 

von Mitklienten; an-

haltend destruktive 

Haltung und Verhal-

tensweisen gegen-

über Behandlungs-

team) 

 deutliche oder sehr 

hoch ausgeprägte 

psychische Rigidität, 

 eine nicht vorhande-

ne oder sehr geringe 

Ansprechbarkeit auf 

therapeutische Be-

ziehungsangebote 

und spezifische de-

Seminarempfehlung: 

„Alles was Recht ist - 

Vollzugsrecht für  

Führungskräfte“ am  

20. und 21. November  

2019 in Hameln 
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die stark ausgeprägten, 

manipulativen Fähigkei-

ten stellen therapeutisch 

eine besondere Heraus-

forderung dar. Vor die-

sem Hintergrund muss 

bei einigen hoch psy-

chopathisch strukturier-

ten Klienten die Gefahr 

der dysfunktionalen In-

strumentalisierung an-

gelernter bzw. assimi-

lierter therapeutischer 

Techniken zur weiteren 

Stabilisierung delin-

quenznaher Verhaltens-

dispositionen und des 

wahrzunehmen. Zudem 

kann das Behandlungs-

team durch fehlplatzierte 

Klienten hinsichtlich sei-

ner Ressourcen und ei-

genen psychischen Sta-

bilität einseitig belastet 

und im Extremfall hand-

lungsunfähig gemacht 

werden.  

So ist seit langem be-

kannt, dass hohe Psy-

chopathy-Werte ein ne-

gativer Prädiktor für er-

folgreiche Therapiever-

läufe sind. Insbesondere 

genommen werden, wa-

rum nicht mit jedem 

hoch gefährlichen Straf-

täter, der (scheinbar) 

eine behandlungsbe-

dürftige bzw. behandel-

bare psychische Stö-

rung aufweist eine inten-

sive milieutherapeuti-

sche stationäre Behand-

lung versucht werden 

sollte. Ein pragmati-

sches Argument ist die 

Problematik fehlender 

Ökonomie durch nach-

haltig falschen Ressour-

ceneinsatz. Die foren-

sisch-stationären Be-

handlungsplätze sind 

allein in ihrer Anzahl 

durch finanzielle und 

reale Therapiemöglich-

keiten stark limitiert. In-

haltlich kann zudem eine 

gut gemeinte aber ohne 

differenzierte Indikation 

und ohne begründbare 

Erfolgsaussichten be-

gonnene Behandlung 

falsche Hoffnungen beim 

Betroffenen wecken oder 

zu einem gefährlichen 

liktorientierte und per-

sönlichkeitszentrierte 

Interventionen 

Positiv zusammengefasst 

sollten also gefährliche 

und rückfallgefährdete 

Klienten mit einer min-

destens ansatzweise vor-

handenen Beeinflussbar-

keit aufgenommen wer-

den: 

Platzierung und Unbe-

handelbarkeit 

An dieser Stelle soll noch 

zu der Frage Stellung 

Lockerungsautomatismus 

führen. Die Fehlplatzie-

rung nur vordergründig 

motivierbarer und thera-

pierbarer Klienten kann 

das gesamte Behand-

lungssetting 

(Atmosphäre, Umgangs-

formen, Negativmodell) 

für die behandelbaren 

Klienten signifikant ver-

schlechtern oder sogar 

zerstören. Hier hat das 

Team eine Fürsorge-

pflicht für alle Klienten 
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kriminellen Lebensstils 

ernst genommen wer-

den (vgl. Harris & Rice, 

2006). Dennoch er-

schwert bzw. verhindert 

ein zu frühes Ausgren-

zen bestimmter (noch) 

nicht behandelbarer Kli-

enten die Entwicklung 

innovativer Therapie-

konzepte für eben diese 

Tätergruppe und man-

che Täter brauchen vie-

le Monate für einen ech-

ten Einstieg in die Be-

handlung. 

„Die forensisch-stationären 

Behandlungsplätze sind 

allein in ihrer Anzahl durch 

finanzielle und reale 

Therapiemöglichkeiten stark 

limitiert.“ 

„Insbesondere die stark 

ausgeprägten, manipulativen 

Fähigkeiten stellen 

therapeutisch eine besondere 

Herausforderung dar..“ 
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entierung an Risiko, 

Gefährlichkeit, Be-

handelbarkeit und 

Verhältnismäßigkeit 

 Durchlässigkeit des 

forensischen Sys-

tems aufgrund einer 

einheitlichen gesetzli-

chen Grundlage für 

angeordnete Maß-

nahmen, mit der 

Möglichkeit, je nach 

zugrundeliegender 

Störung und / oder 

Behandelbarkeit das 

Behandlungssetting 

zu verändern 

 Möglichkeit der An-

ordnung der 

Systemvariablen des 

Schweizerischen Straf- 

und Maßnahmenvollzugs 

im Umgang mit schwieri-

gen Behandlungsverläu-

fen zusammenfassend 

hervorzuheben: 

 Indikationsstellung zur 

intensiven forensi-

schen Behandlung 

anhand der Ausprä-

gung risikorelevanter 

Störungen (nicht an 

Konzepten wie der 

Schuldfähigkeit etc.) 

 (Quasi-) open-end-

Situation in der foren-

sischen Behandlung 

mit konsequenter Ori-

der Alienation und der 

Rigidität, die oftmals 

kognitiver und emotio-

naler Ausdruck einer 

schwer chronifizierten 

psychischen Störung 

bzw. eingeschliffener 

und festgefahrener de-

linquenznaher Einstel-

lungen und Überzeu-

gungen sind. 

Bei dieser Einschätzung 

geht es weniger um den 

bekundeten Willen des 

Täters zum Zeitpunkt 

von Begutachtung und 

Verurteilung, sondern 

vielmehr um die fachli-

che Einschätzung seiner 

therapeutischen Beein-

flussbarkeit, seiner psy-

chischen Durchlässigkeit 

anhand o.g. Kriterien. 

Zudem kann davon aus-

gegangen werden, dass 

die Gruppe der behan-

delbaren Hochrisikotäter 

als größer beurteilt wird, 

wenn ein gut ausgebilde-

tes, professionelles Be-

handlungsteam mit ei-

nem optimierten Betreu-

Mit dem Etikett 

„unbehandelbar“ ist ins-

gesamt aus ethischen 

und fachlichen Gründen 

zurückhaltend umzuge-

hen (vgl. auch Noll et al. 

2010). Ausschlaggebend 

ist hier nicht die initiale 

Motivationslage des Tä-

ters (Motivationsarbeit 

gehört in vielen forensi-

schen Behandlungen in 

nahezu allen Therapie-

phasen zur notwendigen 

inhaltlichen Arbeit), son-

dern vielmehr Aspekte 

ungsschlüssel sowie ei-

nem modernen und ein-

heitlichen deliktorientier-

ten und persönlichkeits-

zentrierten Behandlungs-

konzept für Behandlungs-

einrichtungen zur Verfü-

gung gestellt wird. Wird 

heute an dieser Stelle 

gespart, entstehen er-

hebliche Mehrkosten 

UMGANG MIT SCHWIERIGEN BEHANDLUNGSVERLÄUFEN VON HOCHRISIKOTÄTERN  

(grundsätzlich be-

handlungsfreien) Ver-

wahrung bei (aktuell) 

nicht behandelbaren 

Hochrisikotätern, wo-

durch das Behand-

lungssystem von 

sehr schwierigen 

(aktuell nicht behan-

delbaren bzw. de-

struktiven) Hochrisi-

kotätern entlastet 

werden kann und der 

Behandlung ambiva-

lent gegenüberste-

hende Straftäter ge-

legentlich in eine ver-

änderungsorientierte 

Richtung motiviert 

werden 

„Mit dem Etikett 

‚unbehandelbar‘ ist 

insgesamt aus ethischen und 

fachlichen Gründen 

zurückhaltend umzugehen.“ 

durch längere Unterbrin-

gungszeiten und weitere 

Opfer (vgl. Urbaniok & 

Endrass, 2011). 

Zusammenfassende 

Aspekte zum Umgang 

mit Hochrisikotätern in 

der Schweiz 

Neben der Berücksichti-

gung therapeutischer 

Interventions- und Moti-

vationsstrategien (z.B. 

motivational Intervie-

wing, motivorientierte 

Beziehungsgestaltung, 

Implementierung des 

Good Lives Model, RNR-

Prinzipien von Bonta & 

Andrews, 2016) sind die 

folgenden skizzierten 
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Sachse, R. (2004). Persön-

lichkeitsstörungen. Göttin-
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Sachse, R. (2009). Persön-

lichkeitsstörungen verste-
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vom 04. bis 05.  
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Ein Gesetz für viele! 

- Das StVollzG NRW und andere Vollzugsgesetze - 

von Michael Schäfersküpper 

zugsgesetz Nordrhein-

Westfalen (StVollzG 

NRW). Der Auszug ist 

aber so gewählt, dass 

die Ausführungen 

grundsätzlich für alle 

Bundesländer Bedeu-

tung haben. Für den 

Newsletter wurden we-

der Kosten noch Mühen 

gescheut: Die Paragra-

fenangaben aus dem 

StVollzG NRW finden 

sich aktualisiert in den 

VOLLZUGSRECHT 

Der Abdruck des nachfol-

genden Textes erfolgt mit 

freundlicher Genehmi-

gung des RICHARD 

BOORBERG VERLAGS. 

Der Text ist weitgehend 

ein Auszug aus SCHÄ-

FERSKÜPPER, Michael, 

Das Strafvollzugsge-  

setz Nordrhein-Westfalen. 

Verwaltungsrechtscharak-

ter, Gesetzgebungskom-

petenz und Rechtspre-

chung in: Nordrhein-

Westfälische Verwal-

tungsblätter. Zeitschrift 

für öffentliches Recht 

und öffentliche Verwal-

tung (NWVBl.) 2017,   

S. 361 bis 366. 

Einleitung 

Seien Sie unbesorgt! 

Zwar beschäftigte sich 

der „Mutteraufsatz“ des 

nachfolgenden Textes 

mit dem Strafvoll-

setzgeber nicht ganz un-

schuldig: Das Strafvoll-

zugsgesetz des Bundes 

(StVollzG) verweist beim 

gerichtlichen Rechts-

schutz schon seit dem 

Jahr 1977 ergänzend   

auf die Vorschriften     

der Strafprozessordnung 

(StPO, § 120 Abs. 1   

Satz 2 StVollzG).
2
 Dieser 

umfangreiche Verweis 

wird allerdings als 

„gesetzgeberische Fehl-

Verwaltungsrecht. Diese 

Aussage mag auf den 

ersten Blick verwundern: 

Das Vollzugsrecht ist in 

der allgemeinen Wahr-

nehmung der kleine Bru-

der des Strafrechts. Der 

Schatten des großen 

Bruders reicht so weit, 

dass die vollzugsrechtli-

chen Besonderheiten oft 

nicht wahrgenommen 

werden. An dieser Situa-

tion ist der Bundesge-

recht zuzuordnen ist. 

Doch dazu gleich mehr. 

An dieser Stelle bleibt 

mir nur der herzliche 

Dank an die Nordrhein-

Westfälischen Verwal-

tungsblätter, dass sie 

große Offenheit für den 

Justizvollzug bewiesen 

haben. 

Ein besonderes Ver-

waltungsrecht 

Das Recht des Strafvoll-

zugs ist ein besonderes 

Fußnoten um weitere 

Vollzugsgesetze ergänzt. 

„Eure Gunst - unser Stre-

ben!“
1 

Leicht liest man über die 

Quelle eines Textes hin-

weg. Doch hier verdient 

sie besondere Aufmerk-

samkeit. Der Aufsatz ist 

erstmals in den Nord-

rhein-Westfälischen Ver-

waltungsblättern - Zeit-

schrift für öffentliches 

Recht und öffentliche 

Verwaltung - erschienen. 

Die üblichen Verdächti-

gen für vollzugliche The-

men sind hingegen die 

wissenschaftlichen Zeit-

schriften mit strafrechtli-

chem Schwerpunkt. Was 

auf den ersten Blick wie 

eine formelle Petitesse 

erscheinen mag, spiegelt 

eine inhaltliche Frage 

wider: Es ist ein alter 

Streit, ob das Justizvoll-

zugsrecht dem Strafrecht 

oder dem Verwaltungs-

Michael Schäfersküpper,    

Dozent im Fachbereich Strafvoll-

zug der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel  

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen  

in Bad Münstereifel  
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stehen. Er umfasst nicht 

nur Freiheitsstrafe, son-

dern z. B. auch Jugend-

strafe
9
, Sicherungsver-

wahrung
10

 und Jugend-

arrest
11

. 

Ersetzungskompetenz 

der Bundesländer 

Bisheriges Bundesrecht, 

für das dem Bund nach 

der Föderalismusreform 

die Gesetzgebungskom-

petenz fehlt, gilt zwar 

als Bundesrecht fort 

(Art. 125a Abs. 1 Satz 1 

zen neu verteilt. Er hat 

dabei „den Strafvollzug“ 

aus den Sachgebieten 

der konkurrierenden Ge-

setzgebung gestrichen.
8
 

Da „der Strafvollzug“ kei-

ner anderen Gesetzge-

bungskompetenz zuge-

wiesen wird, fällt er nun-

mehr  

in die alleinige Gesetz-

gebungskompetenz der 

Bundesländer (Art. 70 

GG). Kompetenzrecht-

lich ist der Begriff 

„Strafvollzug“ weit zu ver-

„Die Justizvollzugsanstalten 

handeln in rechtlicher 

Hinsicht wie 

Verwaltungsbehörden und 

nicht wie Strafgerichte oder 

Staatsanwaltschaften. 

Vollzugsrecht ist 

richtigerweise ein 

besonderes 

Verwaltungsrecht.“ 

nem Inkrafttreten am 

01.01.1977. Zum ande-

ren gilt die Regelung 

zum Zwangsgeld als 

Vollstreckungsmaßnah-

me gegen Behörden 

entsprechend (§ 120 

Abs. 1 Satz 1 StVollzG, 

§ 172 VwGO). Diese 

Bestimmung hat der 

Bundesgesetzgeber erst 

im Jahr 2013 in das 

StVollzG eingefügt.
5
 In 

beiden Fällen geht es 

aber um sehr begrenzte 

Themenbereiche. 

Betrachtet man das Voll-

zugsrecht näher, sprin-

gen die großen Ähnlich-

keiten zum Verwaltungs-

recht ins Auge (z. B. Ge-

nehmigung von Gegen-

ständen, Widerruf und 

Rücknahme, Beurtei-

lungsspielraum und Er-

messen). Die Justizvoll-

zugsanstalten handeln in 

rechtlicher Hinsicht     

wie Verwaltungsbehör-

den und nicht wie Straf-

gerichte oder Staatsan-

waltschaften. Vollzugs-

leistung“
3
 gegeißelt. 

Im StVollzG des Bundes 

findet sich die Ver-

waltungsgerichtsordnung 

(VwGO) nur an zwei Stel-

len: Zum einen ist beim 

Eilrechtsschutz die Rege-

lung zu einstweiligen An-

ordnungen entsprechend 

anzuwenden (§ 114   

Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2 

StVollzG, § 123 Abs. 1 

VwGO).
4
 Diese Bestim-

mung enthält das 

StVollzG schon seit sei-

hörte der Strafvollzug zu 

den Sachgebieten der 

konkurrierenden Ge-

setzgebung (Art. 74 

Abs. 1 Nr. 1 GG a. F.). 

Der Bund erließ auf 

Grundlage dieser Ge-

setzgebungskompetenz 

das StVollzG, das am 

01.01.1977 in Kraft trat 

(§ 198 Abs. 1 StVollzG). 

Dieses Gesetz regelte 

den Vollzug der Frei-

heitsstrafe abschließend, 

so dass die Landesge-

setzgeber insoweit ge-

sperrt waren (Art. 73 

Abs. 2 GG). 

Der verfassungsändern-

de Gesetzgeber hat im 

Rahmen der Föderalis-

musreform des Jahres 

2006 verschiedene Ge-

setzgebungskompeten-

recht ist richtigerweise 

ein besonderes Verwal-

tungsrecht.
6
 Auch die 

Gerichte greifen in Voll-

zugssachen trotz des 

ergänzenden Verweises 

in die StPO immer wieder 

auf verwaltungsprozessu-

ale Grundsätze zurück.
7 

[…] 

Strafvollzug und Ge-

setzgebungskompetenz 

der Bundesländer 

Vor dem 01.09.2006 ge-

VOLLZUGSRECHT 

GG). Es kann aber 

durch Landesrecht er-

setzt werden (Art. 125a 

Abs. 1 Satz 2 GG). Das 

gilt auch für das 

StVollzG des Bundes. 

In der Praxis haben Ge-

fangene gegen Länder-

gesetze bereits ins Feld 

geführt, Bundesrecht 

breche Landesrecht 

(Art. 31 GG). Diese po-

puläre Kollisionsrege-

lung kommt allerdings 

für den Strafvollzug 

„In der Praxis haben 

Gefangene gegen 

Ländergesetze bereits ins 

Feld geführt, Bundesrecht 

breche Landesrecht (Art. 31 

GG). Diese populäre 

Kollisionsregelung kommt 

allerdings für den 

Strafvollzug nicht zur 

Anwendung.“  
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höchstrichterliche 

Rechtsprechung gege-

ben. 

[…] 

Vollzugsplan und Bun-

deszentralregister 

Der Vollzugsplan dient 

dazu, die erforderlichen 

Maßnahmen für die Er-

reichung des Vollzugs-

ziels festzulegen und 

Perspektiven für die 

künftige Entwicklung der 

Gefangenen aufzuzei-

gen.
18

 Das Vollzugsziel 

gelung zur Fortgeltung 

von Bundesrecht.
17 

Rechtsprechung 

Zum StVollzG NRW und 

zu anderen Vollzugsge-

setzen der Bundesländer 

sind schon einige gericht-

liche Entscheidungen 

ergangen. Die Gerichte 

bauen auf der bisherigen 

Rechtsprechung zum 

StVollzG des Bundes auf 

und führen diese ggf. 

weiter. Nachfolgend wird 

ein Überblick über die 

obergerichtliche und 

nicht zur Anwendung: Die 

Ersetzungskompetenz 

der Bundesländer (Art. 

125a Abs. 1 Satz 2 GG) 

geht als Spezialregelung 

der Kollisionsvorschrift 

(Art. 31 GG) vor.
12

 Lan-

desrecht kann also inso-

weit wirksam Bundes-

recht ersetzen. Nordrhein

-Westfalen hat mit dem 

StVollzG NRW von die-

ser Ersetzungskompe-

tenz Gebrauch gemacht. 

Das StVollzG des Bun-

des - Totgesagte leben 

länger! 

gerichtlichen Verfahren 

hinsichtlich vollzuglicher 

Maßnahmen, §§ 109 ff. 

StVollzG).
15

 In anderen 

Fällen mag man darüber 

diskutieren (z. B. beim 

Vollzug von Strafarrest  

in Justizvollzugsanstal-

ten, §§ 167 ff. 

StVollzG).
16

 [Strafarrest 

ist eine echte Kriminal-

strafe im Wehrstrafrecht 

zwischen Geldstrafe und 

VOLLZUGSRECHT 

Doch Vorsicht Falle: 

Das StVollzG des Bun-

des gehört auch nach 

dem Inkrafttreten des 

StVollzG NRW nicht ins 

Altpapier. Es wird immer 

wieder ergänzend zum 

StVollzG NRW heranzu-

ziehen sein. Der nord-

rhein-westfälsche Ge-

setzgeber hat nämlich 

nicht alle Vorschriften 

des StVollzG des Bun-

des ersetzt. Bestimmte 

Bundesregelungen sind 

auch in Nordrhein-

Westfalen unverändert 

in Kraft. Das StVollzG 

NRW enthält insoweit 

eine ausdrückliche Re-

gelung zur „Ersetzung 

und Fortgeltung von 

Bundesrecht“.
13 

Der Grund für die Fort-

geltung liegt grundsätz-

lich darin, dass die Re-

gelungen nicht in        

der Gesetzgebungskom-

petenz für den Strafvoll-

zug fußen.
14

 Dem Bun-

desland fehlt also inso-

weit die Zuständigkeit für 

die Gesetzgebung. In 

bestimmten Fällen ist 

das eindeutig (z. B. beim 

„In der Hektik eines 

Berufsalltags kann das 

komplexe Zusammenspiel 

von Bundes- und 

Landesrecht leicht aus dem 

Blick geraten. In der Praxis 

sind bestimmte Regelungen 

schon verzweifelt gesucht 

worden.“ 

Landes fort. 

In der Hektik eines Be-

rufsalltags kann das 

komplexe Zusammen-

spiel von Bundes- und 

Landesrecht leicht aus 

dem Blick geraten. In der 

Praxis sind bestimmte 

Regelungen schon ver-

zweifelt gesucht worden. 

Insoweit lohnt sich im-

mer ein Blick in die Re-

Freiheitsstrafe (§ 9   

Abs. 2 Satz 1, §§ 11, 12    

des Wehrstrafgesetzes - 

WStG).] In jedem Fall 

hat der Landesgesetz-

geber Bundesrecht aus-

drücklich nicht ersetzt. 

Die Bundesregelungen 

gelten also unabhängig 

von der jeweiligen 

Rechtsauffassung zur 

Reichweite der Gesetz-

gebungskompetenz des 

Eingangsbereich des  

Richard Boorberg Verlags in Stuttgartt 
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den. Insoweit ist aber 

zumindest zu prüfen, ob 

die Grundrechte der 

allgemeinen Vereini-

gungsfreiheit (Art. 9 

Abs. 1 GG) oder der 

spezielleren Koalitions-

freiheit (Art. 9 Abs. 3 

GG) einschlägig sind. 

Diese Grundrechte kön-

nen dann  verfassungs-

immanenten Schranken 

durch das konkurrieren-

de Verfassungsgut ei-

nes funktionsfähigen 

Strafvollzugs unterlie-

festgestellt, dass zuge-

sandte Anträge auf Mit-

gliedschaft in einer 

„Gefangenengewerk-

schaft/Bundesweite Or-

ganisation (GG/BO)“ an 

sich keine gefährlichen 

Gegenstände im Sinne 

des StVollzG NRW dar-

stellen. Gefahren können 

aber von der Mitglieder-

werbung ausgehen, 

wenn Druck auf andere 

Gefangene ausgeübt 

wird und subkulturelle 

Strukturen gefördert wer-

„Gefahren können aber von 

der Mitgliederwerbung 

ausgehen, wenn Druck auf 

andere Gefangene ausgeübt 

wird und subkulturelle 

Strukturen gefördert 

werden.“ 

Gegenstände und Ge-

fangenengewerkschaf-

ten 

Gefangene können mit 

Erlaubnis der Vollzugs-

behörde Pakete emp-

fangen.
24

 Sie dürfen 

zugesandte Gegenstän-

de nur in Gewahrsam 

haben, wenn diese we-

der die Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt 

noch die Erreichung des 

Vollzugsziels
25

 gefähr-

den können.
26

 Sofern 

Gefangene Gegenstän-

de nicht in Gewahrsam 

haben dürfen, werden 

diese z. B. von der Voll-

zugsbehörde für sie auf-

bewahrt.
27 

Das OLG Hamm hat 

das Verwertungsverbot 

schon wegen des Wort-

lauts nur auf Tat und Ver-

urteilung bezieht, nicht 

aber auf eventuelle Sach-

verständigengutachten. 

Diese sind also verwert-

bar. Gleiches gilt für Er-

kenntnisse aus Verfah-

ren, die zu einem Frei-

spruch geführt haben, 

weil dann keine Verurtei-

lung vorliegt.
23 

[…] 

 

VOLLZUGSRECHT 

gen.
28 

Das Kammergericht 

(KG) ist das Oberlan-

desgericht des Landes 

Berlin. Das KG verneint, 

dass die „Gefangenen-

gewerkschaft/Bundes-

weite Organisation (GG/

BO)“ eine Gewerkschaft 

im Sinne des Art. 9  

Abs. 3 GG darstellt. Es 

sieht aber die allgemei-

ne Vereinigungsfreiheit 

(Art. 9 Abs. 1 GG) als 

einschlägig an.
29 

Um die bisherige krimi-

nelle Entwicklung der 

Gefangenen einschät-

zen zu können, müssen 

Erkenntnisse über Vor-

strafen einfließen. Inso-

weit kann allerdings ein 

Verwertungsverbot grei-

fen: Tat und Verurtei-

lung dürfen unter ande-

rem nicht zum Nachteil 

eines Betroffenen ver-

wertet werden, wenn 

eine entsprechende Ein-

tragung aus dem Bun-

deszentralregister zu 

tilgen ist (§ 51 Abs. 1 

BZRG). Das gesetzliche 

Verwertungsverbot gilt 

auch im Zusammenhang 

mit dem Vollzugsplan. 

Hieran ändert auch 

nichts, dass für einen 

zutreffenden Plan insbe-

sondere bei Sexualstraf-

tätern ein möglichst um-

fassendes Persönlich-

keitsbild der Gefangenen 

zugrunde zu legen ist.
22 

Das OLG Hamm hat 

festgestellt, dass sich 

ist es, Gefangene zu be-

fähigen, künftig ein Le-

ben ohne Straftaten in 

sozialer Verantwortung 

zu führen.
19

 Der Voll-

zugsplan ist ein zentrales 

Element des auf das Re-

sozialisierungsziel ausge-

richteten Vollzugs.
20

 Er 

besitzt unmittelbaren Be-

zug zum grundrechtlich 

geschützten Resozialisie-

rungsinteresse der Ge-

fangenen (Art. 2 Abs. 2 

GG, Art. 1 Abs. 1 GG).
21

  

„Der Vollzugsplan ist ein 

zentrales Element des auf 

das Resozialisierungsziel 

ausgerichteten Vollzugs. Er 

besitzt unmittelbaren Bezug 

zum grundrechtlich 

geschützten 

Resozialisierungsinteresse 

der Gefangenen.“ 
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Die Gefangenen müs-

sen sich allerdings täg-

lich an einem Waschbe-

cken waschen können. 

Eine Körperpflege mit 

warmem Wasser ist an 

einer überwiegenden 

Anzahl von Wochenta-

gen zu ermöglichen.
37

 

Die Möglichkeit des Du-

schens   kann aber z. B. 

nach schweißtreibenden 

Tätigkeiten wie Arbeit 

oder Sport geboten 

sein.
38 

[…] 

Für das körperliche, see-

lische, geistige und sozi-

ale Wohlergehen der Ge-

fangenen ist zu sorgen.
35

 

Außerdem ist das Leben 

im Vollzug den allgemei-

nen Lebensverhältnissen 

soweit wie möglich anzu-

gleichen (Angleichungs-

grundsatz).
36 

Weder der Angleichungs-

grundsatz noch die Für-

sorgepflicht führen für 

das OLG Hamm zu ei-

nem Anspruch auf tägli-

che Duschmöglichkeiten. 

Beschäftigungsverhält-

nis liegt eine abhängige 

Beschäftigung nach 

denselben rechtlichen 

Grundlagen wie bei freie 

Personen vor (z. B. pri-

vatrechtlicher Arbeits-

vertrag zwischen Gefan-

genen und externen 

Unternehmen).
31

 Sofern 

ein bestehendes Ar-

beitsverhältnis über den 

Haftantritt hinaus weiter-

geführt wird, spricht 

man in der nordrhein-

westfälischen Praxis 

gelegentlich vom „Modell 

FB“ im Gegensatz zum 

„Normal FB“. 

Das BAG hat festge-

stellt, dass die langjähri-

ge Arbeitsverhinderung 

aufgrund einer Strafhaft 

einen wichtigen Grund 

für eine außerordentliche 

Kündigung mit notwendi-

ger Auslauffrist darstel-

len könne.
32

 Zwar kann 

Beschäftigung auch in 

geeigneten Einrichtun-

gen privater Unterneh-

men in Justizvollzugsan-

[…] 

Strafhaft als außeror-

dentlicher Kündigungs-

grund für Arbeitsverträ-

ge 

Die Vollzugsbehörde soll 

Gefangenen unter be-

stimmten Voraussetzun-

gen gestatteten, unter 

anderem einer Arbeit auf 

der Grundlage eines 

freien Beschäftigungsver-

hältnisses (FB) außer-

halb der Anstalt nachzu-

gehen.
30

 Bei einem freien 

stalten erfolgen (Unter-

nehmerbetriebe).
33

 Inso-

weit muss der Arbeitsge-

ber jedoch grundsätzlich 

nicht davon ausgehen, 

dass der Arbeitnehmer 

seine bisherige Tätigkeit 

an einem Telearbeits-

platz in der Anstalt weiter 

ausführen kann.
34 

[…] 

Duschen und sonstige 

Körperpflege 

VOLLZUGSRECHT 

Motivierungsgesprä-

che und Gefangene 

mit Sicherungsver-

wahrung 

Insbesondere bei Ge-

fangenen mit vorbehal-

tener oder angeordneter 

Sicherungsverwahrung 

ist die Bereitschaft, an 

der Erreichung der Voll-

zugsziele mitzuwirken, 

fortwährend zu wecken 

und zu fördern.
39

 Ein 

Vollzugsziel ist die Min-

derung der Gefährlich-

keit der Gefangenen, so 

„Weder der 

Angleichungsgrundsatz noch 

die Fürsorgepflicht führen für 

das OLG Hamm zu einem 

Anspruch auf tägliche 

Duschmöglichkeiten.“ 

Seminarempfehlung: 

„Alles was Recht ist - 

Vollzugsrecht für  

Führungskräfte“ am  

20. und 21. November  

2019 in Hameln 
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8 
Art. 1 Nr. 7 Buchst. a 

Doppelbuchst. aa des 

Gesetzes zur Änderung 

des Grundgesetzes v. 

28.08.2006 (BGBl. I S. 

2034). 

9 
Vgl. Nds. LT-Drs. 

15/3565, 65; Arloth, GA 

2008, 129. 

10 Vgl. BVerfG, Urt. v. 

10.02.2004, NJW 2004, 

750, 751, 755. 

11
Vgl. BT-Drs. 16/6293, 

11. 

12 
Vgl. BVerfG, Beschl. 

§ 102]. 

5 
Ausführlich Schäfers-

küpper/Schmidt, StV 

2014, 184 ff. 

6 
Vgl. Arloth, Strafvoll-

zugsgesetze, 3. Aufl.,     

§ 120 StVollzG Rn. 1 m. 

w. N.; Kamann/Spaniol, 

in: Feest/Lesting, 

StVollzG, 6. Aufl., § 120 

Rn. 2. 

7 
Z. B. OLG Hamm, Be-

schl. v. 02.06.2015 - 1 

Vollz(Ws) 180/15 - juris 

Rn. 19. 

gespräche als „Belästi-

gung“. Allerdings haben 

insbesondere Gefange-

ne mit angeordneter 

oder vorbehaltener Si-

cherungsverwahrung 

keinen Anspruch darauf, 

dass die Vollzugsbehör-

de Versuche unterlässt, 

diese Gefangenen 

durch Motivierungsge-

spräche zur Teilnahme 

an therapeutischen 

Maßnahmen zu bewe-

gen. Das gilt auch unter 

Berücksichtigung des 

allgemeinen Persönlich-

keitsrechts (Art. 2     

Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 

GG).
42 

[…] 

 

Schlusswort 

Das StVollzG NRW und 

die anderen Vollzugsge-

setze der Bundesländer 

sind junge Gesetze. In 

den zeitlichen Katego-

rien von Gesetzen befin-

den sie sich noch im 

dass die Vollstreckung 

der Sicherungsverwah-

rung oder deren Anord-

nung entbehrlich wird.
40 

Im Hintergrund steht das 

Ultima-Ratio-Prinzip des 

BVerfG. Da Sicherungs-

verwahrung Ultima Ratio 

ist, muss der Staat schon 

während des Strafvoll-

zugs alle Möglichkeiten 

ausschöpfen, um die Ge-

fährlichkeit der Verurteil-

ten zu reduzieren.
41 

Gelegentlich empfinden 

Gefangene Motivierungs-

Säuglingsalter. Die Ent-

wicklung in der Recht-

sprechung steht daher 

erst am Anfang. … 

Das Inkrafttreten des 

StVollzG NRW bildet 

zwar durchaus einen 

Meilenstein, allerdings 

keinen Nullpunkt: Die 

Entscheidungen der Ge-

richte bauen - bei allen 

möglichen und notwendi-

gen Unterschieden - auf 

der Rechtsprechung auf, 

die zum StVollzG des 

VOLLZUGSRECHT 

v. 28.05.2008 - 2 BvL 

8/08 - juris Rn. 22. 

13 
§ 110 StVollzG NRW, 

§ 83 des Hessischen 

Strafvollzugsgesetzes 

(HStVollzG), § 120 des 

Sächsischen Strafvoll-

zugsgesetzes 

(SächsStVollzG) und 

andere. 

14 
Vgl. NRW LT-Drs. 

16/5413, 71, 117, 118, 

121, 130 und 181. 

15 
§ 110 Nr. 6 StVollzG 

NRW, § 83 Nr. 3 HSt-

VollzG, § 120 Satz 2 Nr. 

„Gelegentlich empfinden 

Gefangene Motivierungs-     

gespräche als ‚Belästigung‘. 

Allerdings haben ins-

besondere Gefangene mit 

angeordneter oder 

vorbehaltener Sicherungsver-

wahrung keinen Anspruch 

darauf, dass die Vollzugs-

behörde Versuche unterlässt, 

diese Gefangenen durch 

Motivierungsgespräche zur 

Teilnahme an therapeut-

ischen Maßnahmen zu 

bewegen.“ 

Bundes ergangen ist. 

Für das Verhältnis der 

beiden Rechtsprechun-

gen zueinander gilt da-

her das geflügelte Wort, 

welches Bernhard von 

Chartres für die Zeit um 

1120 zugeschrieben 

wird: „Wir gleichen 

Zwergen, die auf den 

Schultern von Riesen 

stehen.“ 

 

 

Quellen 

1 
Motto des Zirkus Kro-

ne. 

2 
Siehe schon den Re-

gierungsentwurf aus 

dem Jahr 1973 BT-Drs. 
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§ 108]. 

3 
Kaiser/Schöch, Straf-

vollzug, 5. Aufl. 2002,    

§ 9 Rn. 19. 

4 
Siehe auch BT-Drs. 

7/3998, 41 und 96 [zu     



 

Newsletter Nr. 29                                                                                                           Seite  24 

dere. 

37 
Vgl. OLG Hamm, Be-

schl. v.  05.01.2016 - 1 
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mailto:michael.schaeferskuepper@fhr.nrw.de
mailto:michael.schaeferskuepper@fhr.nrw.de


 

Newsletter Nr. 29                                                                                                           Seite  25 

nahmen, erfolgte zu 

dieser Zeit bis ca. zur 

Jahrtausendwende im 

Wesentlichen in den 

damaligen Kerkern, Ge-

fängnissen und nun in 

den JVAs. Mit der Ent-

wicklung, Patentierung 

und Vermarktung von 

elektronischen Ein-

bruchmeldeanlagen ab 

Mitte des 19. Jahrhun-

derts erfolgte auch hier-

zu ein reger Informati-

Überwindung von Sicherheitstechnik  

- Täter denken um - 

von Sascha Puppel 

ÜBERWINDUNG VON SICHERHEITSTECHNIK  

Im Mittelalter war  

der Informationsaus-

tausch zwischen Tätern 

– im Gegensatz zum 

aktuellen schnellen digi-

talen Zeitalter – deutlich 

entschleunigter. Wurde 

ein neues sichereres 

Schloss für eine Schatz-

kammer hergestellt, so 

hatte man meist viele 

Jahre Ruhe, bis Täter 

einen Weg fanden, die-

ses Schloss zu kna-

cken… Dies lag auch 

unter anderem daran, 

dass sich Täter unterei-

nander nur sehr einge-

schränkt austauschen 

konnten. Dieser Erfah-

rungsaustausch von Ein-

bruchsmaschen, erfolg-

reiche oder weniger er-

folgreiche Überwindungs-

arten von baulichen und 

insbesondere mechani-

schen Sicherungsmaß-

tausch hinter Gittern an-

gewiesen. Hierzu bedarf 

es auch nicht den Weg 

ins Darknet, also dem 

teilweise verruchten Teil 

des Internets, welches 

auch für kriminelle Ma-

chenschaften genutzt 

wird. Oftmals findet man 

bereits mit den typischen 

Suchmaschinen nach 

wenigen Minuten im Inter-

net diverse Informationen 

hinsichtlich der potentiel-

len Überwindungsarten 

von Einbruchmeldeanla-

mierung bzw. Entwick-

lung bis zur Überwin-

dung, hat sich in den ver-

gangenen wenigen Jah-

ren deutlich verkürzt. So-

mit wird die Sicherheits-

branche immer mehr da-

zu genötigt, weniger zu-

kunftsorientiert agieren 

zu können, sondern im-

mer mehr reagieren zu 

müssen. 

Die typischen Täterkreise 

sind heute nicht mehr auf 

den Informationsaus-

außer Funktion gesetzt 

werden können, hatte 

der VdS (VdS Schaden-

verhütung GmbH) genü-

gend Zeit, die Richtlinien 

für Bewegungsmelder 

hinsichtlich der Abdeck-

überwachung zu ergän-

zen und Hersteller entwi-

ckelten die entsprechen-

den Melder dazu. 

Die Zeitintervalle im 

„Wettrüsten“ mit den 

Tätern, also von der Nor-

onsaustausch. 

Jedoch war zu dieser 

Zeit der Informationsaus-

tausch zu allen Arten der 

Sicherheitstechnik und 

deren Überwindungsar-

ten noch sehr träge. Dar-

aus resultierend war die 

„Halbwertzeit“ von Si-

cherheitstechnik noch 

recht hoch. Das Zeitfens-

ter zwischen der Entwick-

lung neuer Technik sowie 

der damit verbundenen 

Anpassung von Anwen-

dungs- und Gerätenor-

men bzw. VdS-

Richtlinien und der späte-

ren Überwindung von 

Sicherheitstechnik war 

noch verhältnismäßig 

groß. 

Als beispielsweise vor 

über 20 Jahren Täter 

erkannten, dass Infrarot-

Bewegungsmelder durch 

besprühen mit Klarlack 

oder Haarspray leicht 

Sascha Puppel,  

öffentlich bestellter und vereidig-

ter Sachverständiger der Hand-

werkskammer Aachen für Sicher-

heitstechnik im Elektrotechniker-

Handwerk 

gen inkl. Absicherung 

von Kunstgegenständen 

oder der Überlistung von 

Perimeter-

Überwachungssyste-

men. Auch auf YouTube 

findet man leicht unter-

schiedlichste Beiträge 

hierzu. 

Seit ca. fünf Jahren, ist 

ein deutlicher Anstieg 

von Einbrüchen mit pro-

fessioneller Überwin-

dung von Bewegungs-

meldern, massiven An-
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Museen oder ähnlichen 

Objekten mit höheren 

Sicherheitsanforderun-

gen zu finden, sondern 

mittlerweile selbst bei 

relativ normalen Privat-

objekten, Einzelhandel 

(z.B. Textilhandel) und 

Gewerbeobjekten zu 

finden. 

In Täterkreisen ist meist 

bekannt, dass Bewe-

gungsmelder leicht 

durch den Täter selbst 

oder deren Gehilfen 

nannten Planungs- und 

Installationsfehlern, so 

treten diese immer pro-

fessioneller und mit um-

fassenderen Fachkennt-

nissen im Bereich der 

Sicherheitstechnik auf.  

Insbesondere die Über-

windung von Bewe-

gungsmeldern boomt in 

den vergangenen Jahren 

massiv. Diese und auch 

andere Überwindungsar-

ten sind nicht mehr nur 

bei Banken, Juwelieren, 

„Seit zirka fünf Jahren ist ein 

deutlicher Anstieg von 

Einbrüchen mit 

professioneller Überwindung 

von Bewegungsmeldern, 

massiven Angriffen auf 

Einbruchmelderzentralen und 

intelligenter Sabotage von 

Übertragungswegen 

feststellbar.“ 

zepte tätig. Er berät bei 

komplexen sicherheits-

technischen Anlagen, 

erstellt Sicherheitskon-

zepte und plant solche 

Anlagen. Die Tätigkeiten 

zur Abnahme von si-

cherheitstechnischen 

Anlagen sowie die La-

borarbeiten im eigenen 

– bundesweit einzigarti-

gen - kriminaltechni-

schen Labor sind zudem 

gemäß DIN EN ISO / 

IEC 17024 zertifiziert. 

Die sogenannte Tat- 

und Schadenhergangs-

beurteilung steht hier bei 

Schadenfällen, wie  

z.B. Versicherungsbe-

trug, Überwindung von 

Sicherheitstechnik etc. 

zur Unterstützung der 

Ermittlungsbehörden, Ge

-richten und Versiche-

rern oftmals im Vorder-

grund. 

Mit den nachfolgenden 

Praxistipps, welche aus 

der langjährigen Erfah-

rung aus Schaden- und 

griffen auf Einbruchmel-

derzentralen und intelli-

genter Sabotage von 

Übertragungswegen fest-

stellbar. Neben diesen 

Überwindungen sind 

auch immer professionel-

lere Arten zur Überlistung 

von Freilandsicherungen 

erkennbar. 

Sascha Puppel ist als 

öffentlich bestellter und 

vereidigter Sachverstän-

diger für Sicherheitstech-

nik und Sicherheitskon-

Einbruchmeldeanlagen, 

insbesondere im Be-

reich der Bewegungs-

melder sind, dass Gerä-

te:  

1. nicht oder falsch an-

geschlossen sind, 

2. nicht oder falsch pro-

grammiert sind, 

3. falsch positioniert 

sind, 

4. falsch ausgerichtet 

sind oder die 

5. falsche bzw. ungeeig-

nete Melderart ge-

wählt wurde. 

Nicht selten sind bei Ein-

brüchen auch Melder 

durch Einrichtungsge-

genstände, Möbel, Ver-

kaufsständer, Lagerwa-

ren etc. verdeckt oder im 

Blickfeld dermaßen stark 

eingeschränkt, so dass 

Täter leichtes Spiel ha-

ben. 

Hatten die Täter kein 

„Glück“ mit den vorge-

Gerichtsfällen resultieren, 

soll hier für bestimmte 

Tätervorgehensweisen in 

Verbindung mit Bewe-

gungsmeldern sensibili-

siert und auch alarmiert 

werden. 

In der Praxis wird den 

Tätern oftmals, aufgrund 

von Planungs- und Mon-

tagefehlern, die Überwin-

dung von Sicherheits-

technik sehr leicht ge-

macht. Typische Gründe 

für Überwindungen von 

ÜBERWINDUNG VON SICHERHEITSTECHNIK  

(Insider etc.) abgedeckt 

oder im Sichtfeld einge-

schränkt werden kön-

nen. 

Nicht selten werden Tä-

ter durch Mitarbeiter 

oder anderen Personen 

mit Insider-Kenntnissen 

aus den Objekten unter-

stützt. Hier werden dann 

beispielsweise in Spedi-

tionslägern für Smart-

phones, Tablets etc. 

Bewegungsmelder tags-

über zur Betriebszeit 

„Nicht selten werden Täter 

durch Mitarbeiter oder 

anderen Personen mit Insider-

Kenntnissen aus den 

Objekten unterstützt.“ 
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tungsmerkmale. Hierzu 

gehört insbesondere die 

notwendige Temperatur-

differenz zwischen der 

Referenzfläche, wie 

Wände, Boden etc. und 

dem sich bewegenden 

Objekt. 

Ein weiterer wesentli-

cher Einflussfaktor für 

die Detektions- und 

Überwindungssicherheit 

stellen die Überwa-

chungsbereiche und 

insbesondere die Fein-

wesentliche Unterschei-

dungsmerkmal.  

Zudem ergibt sich ein 

weiterer Einflussfaktor 

auf die Detektions- und 

Überwindungssicherheit 

durch die weitere Leis-

tungsfähigkeit des Melder

-Herstellers. Viele Bewe-

gungsmelder erfüllen nur 

die Anforderungen aus 

den Regelwerken, jedoch 

verfügen zahlreiche an-

dere Melder auch über 

deutlich höhere Leis-

„Täter oder Gehilfen der Täter 

decken Bewegungsmelder 

oftmals … ab bzw. schotten 

die eigene Körperober--

flächentemperatur vor dem 

Melder ab.“ 

Hindernisse und Gegen-

stände, wie Platten etc. 

in einem Abstand von 

über einem Meter wer-

den von den Meldern 

nicht erkannt. Die meis-

ten Abdecküberwachun-

gen funktionieren in ei-

nem Bereich von bis zu 

einem Meter vor dem 

Melder.     

Täter oder Gehilfen der 

Täter decken Bewe-

gungsmelder oftmals in 

u.a. diesen Arten Melder 

ab bzw. schotten die 

eigene Körperoberflä-

chentemperatur vor dem 

Melder ab: 

1. Klarlack 

2. Haarspray 

3. Silikon  (dünne 

Schicht transparentes 

Silikon) 

4. Styrodurplatten 

5. Styroporplatten 

6. Softshell-Kleidung, 

Funktionsbekleidung, 

abgedeckt. Verfügen sol-

che Bewegungsmelder 

dann nicht über eine Ab-

decküberwachung ge-

mäß VdS-Klasse „C“ 

bzw. gemäß Grad 3 der 

DIN EN 50131-1, so ha-

ben die Täter leichtes 

Spiel. 

Aber selbst hier ist es 

versierten Täter bekannt, 

dass die Abdecküberwa-

chung nur im direkten 

Nahbereich vor dem Mel-

der funktioniert. Größere 

pen, welche gemäß DIN 

EN 50131-2-2 oder VdS 

zertifiziert sind, stellt 

man hinsichtlich der  

Detektionsschnelligkeit 

und Detektionssicher-

heit eine große Band-

breite fest. Die entspre-

chenden Prüfnormen 

lassen hier eine gewisse 

Bandbreite zu. Hinsicht-

lich der aktuell beliebten 

Überwindungsarten, wie 

dem langsamen Krie-

chen über dem Boden, 

ist der zertifizierte EN-

Grad bzw. die VdS-

Klasse von wesentlicher 

Bedeutung. Ein gemäß 

Grad 1 der EN-Norm 

bzw. VdS-Klasse A zerti-

fizierter Bewegungsmel-

der muss nicht so gut 

langsamere und schnel-

lere Bewegungen oder 

einen kriechenden Täter 

detektieren; ein EN-Grad 

3 bzw. VdS-C Melder 

schon. Hier ist also nicht 

allein die Abdecküber-

wachung von EN-Grad 3 

bzw. VdS-C Meldern das 

Sweatshirts mit Kapu-

zen 

7. dicke lange Winterbe-

kleidung mit Kapuzen 

8. Hitzeschutzanzüge 

Hitzeschutzanzüge wer-

den teilweise auch von 

den Tätern bei Feuer-

wehr- und THW-

Einheiten entwendet.  

Bei einem Vergleichstest 

mit Infrarot-Bewegungs-

meldern unterschiedli-

cher Hersteller und Ty-

ÜBERWINDUNG VON SICHERHEITSTECHNIK  

maschigkeit der einzel-

nen Detektionszonen 

(siehe Bild 1 und 2) dar. 

Dieser Faktor ist beson-

ders bei einer größeren 

Entfernung vom Infrarot-

Bewegungsmelder von 

wesentlicher Bedeu-

tung, da hier auch die 

Breite der Detektionszo-

nen zunimmt. Je breiter 

die Detektionszone ist, 

um so größer muss die 

Querbewegung zum 

Melder sein, damit es zu 

einer sicheren Auslö-

Seminarempfehlung: 

„Unterstützung der Mit-

arbeiter*innen im Um-

gang mit psychisch 

auffälligen Gefangenen 

als Führungsaufgabe 

vom 19. bis 20. August  

2019 in Celle 
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oder Weg-Bewegung 

erforderlich ist. 

Diese Besonderheiten 

sind auch versierten 

Tätern bekannt, welche 

zum Teil sogar die Mel-

derart, den Hersteller 

und Typ leicht erkennen 

können. Die leichte Auf-

findbarkeit der techni-

schen Datenblätter von 

den meisten Meldern im 

Internet, erleichtert den 

Tätern hier die Arbeit. 

Hier sind oftmals leicht 

Mikrowellenmelder benö-

tigen jedoch aufgrund der 

Sensortechnologie für 

eine schnelle Detektion 

eine Bewegung auf den 

Melder zu bzw. vom Mel-

der weg. Durch eine har-

te Und-Verknüpfung der 

beiden Sensorarten in 

einem Dualmelder ist die 

Positionierung eines sol-

chen Melders von we-

sentlicher Bedeutung, da 

für eine sichere Detektion 

eine Mischung aus Quer- 

und auf den Melder Zu- 

Überwachung auf 

Durchstieg ist insbeson-

dere bei langsam auf 

dem Boden kriechenden 

oder gebückt gehenden 

Tätern von wesentlicher 

sung des Melders 

kommt. Auch hier gibt es 

bei den am Markt verfüg-

baren Meldern eine sehr 

große Bandbreite. 

Infrarot-Bewegungsmel-

der mit einer Vorhangop-

tik, welche – wie der Na-

me schon sagt - nur ei-

nen schmalen Detekti-

onsbereich haben, sind 

oftmals deutlich feinma-

schiger und können somit 

kleinere Bewegungen 

detektieren. Eine solche 

nation von Infrarot- mit 

Ultraschall- oder Mikro-

wellen-Bewegungs-

meldern bestehen. Bei 

den meisten am Markt 

vorhandenen Dual-

Bewegungsmeldern be-

steht zwischen den bei-

den Sensorteilen im 

Melder eine harte Und-

Verknüpfung. Wenige 

Melder können wahlwei-

se zwischen Und- / O-

der-Verknüpfung umge-

schaltet werden. Andere 

Melder haben laut Aus-

sage der Hersteller eine 

„intelligente“ Verknüp-

fung.  

Je nach Melderart, Ver-

knüpfungsart und Leis-

tungsfähigkeit ist ein 

Dual-Melder leichter 

überwindbar, wie ein 

reiner Infrarot-

Bewegungsmelder. Der 

Infrarotteil eines Dual-

melders benötigt für eine 

schnelle Detektion eine 

Querbewegung zum 

Melder. Ultraschall- und 

Bedeutung. Hinzu 

kommt, dass Infrarot-

Meldern mit Vorhangoptik 

meistgeringere Detekti-

onsbreiten, also schmale 

Bereiche zwischen z.B. 

Fenstern und Regalrei-

hen (siehe Bild 3) oder 

zwischen Verkaufsstän-

dern etc., ausreichen.   

Oftmals werden zur Erhö-

hung der Falschalarmsi-

cherheit Dual-Bewe-

gungsmelder eingesetzt, 

welche aus einer Kombi-

ÜBERWINDUNG VON SICHERHEITSTECHNIK  

die wichtigen Informatio-

nen zum Temperaturun-

terschied und zur not-

wendigen Bewegungs-

geschwindigkeit zu fin-

den. 

Fazit 

Eine intelligente Aus-

wahl des richtigen Be-

wegungsmelders für 

den jeweiligen Einsatz-

bereich ist von steigen-

der Bedeutung. Man 

kann und darf an dieser 

Stelle nicht alle Bewe-

Bild 1: Seitenansicht der Detektionszonen eines Infrarot-Bewegungsmelders mit Flächenoptik 

Bild 2: Draufsicht der Detektionszonen 

eines Infrarot-Bewegungsmelders mit 

Flächenoptik 

Bild 3: Infrarot-Melder mit Flächenop-

tik haben bei geringen Detektions-

breiten, z.B. zwischen Fenstern und  

Schränken, eine verminderte  

Detektionssicherheit 
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„Insbesondere abschirmende 

Regale, Verkaufsständer, 

Einrichtungsgegenstände etc. 

sind bei der Planung zu 

berücksichtigen. 

Gegebenenfalls sind hier 

feinmaschige Infrarot-

Bewegungsmelder mit 

Vorhangoptik für die 

Überwachung auf Durchstieg 

von Vorteil.“ 

dern sollten weitere Fal-

lensicherungen umge-

setzt werden. Hier ist 

beispielsweise die Über-

wachung von Innentü-

ren – welche eigentlich 

nicht überwacht werden 

müssten – mittels Mag-

netkontakten als weitere 

Fallensicherung sinn-

voll. 

Besondere Vorsicht ist 

bei Melder mit 

„Kleintierimmunität“ ge-

boten, da dies teilweise 

– je nach Umsetzung 

durch den Hersteller - zu 

einer verminderten De-

tektionsempfindlichkeit 

am Boden führt. Dies ist 

bei einem auf dem Bo-

den kriechenden Täter 

von besonderer Bedeu-

tung. 

Insbesondere abschir-

mende Regale, Ver-

kaufsständer, Einrich-

tungsgegenstände etc. 

sind bei der Planung zu 

berücksichtigen. Gege-

gungsmelder „über einen 

Kamm scheren“, da die 

Leistungsfähigkeit der 

einzelnen Hersteller und 

Typen hier zum Teil stark 

variiert. 

Bei der Planung und  

Projektierung einer Ein-

bruchmeldeanlage sollten 

mehrstufige Über-

wachungsmaßnahmen 

(Stichwort: Gürtel und 

Hosenträger) realisiert 

werden. Zu den erforder-

lichen Bewegungsmel-

eine höhere Raumtem-

peratur, wie z.B. in 

Schwimmbädern etc. zu 

einer verminderten De-

tektionssicherheit führen 

kann. 

benenfalls sind hier fein-

maschige Infrarot-

Bewegungsmelder mit 

Vorhangoptik für die 

Überwachung auf Durch-

stieg von Vorteil. Dies gilt 

insbesondere, wenn nicht 

ausreichende Detektions-

breiten für Melder mit 

Flächenoptik vorhanden 

sind. 

Auch die Raumtempera-

tur ist in die Auswahl der 

Überwachungstechnolo-

gie einzubeziehen, da 
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Sicherungsverwahrung 

und den vielerorts zu 

beobachtenden Proble-

men, die Zielgruppe zu 

entlassen, müsse von 

einer weiteren Zunahme 

ausgegangen werden.  

Frau Dr. Voß, Psycho-

therapeutin und Leiterin 

der Forensisch-Thera-

peutischen Ambulanz 

der Charité Berlin, eröff-

nete die Vortragsreihe. 

Tagungsbericht zum zehnten „Bundesweiten Forum: 

Sicherungsverwahrung“ am 05./06. November 2018 in Celle 
von Lena Hügel und Anna-Lena Blank  

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG 

Am 05. und 06. No-

vember 2018 fand zum 

12. Mal das Bundeswei-

te Forum Sicherungsver-

wahrung im Bildungs-

institut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges in 

Celle statt. 

Herr Dr. Suhling eröffne-

te die Veranstaltung und 

bedankte sich für die 

erneut rege Teilnahme. 

Diese sei für das Forum 

Sicherungsverwahrung 

eine große Auszeichnung 

und verdeutliche die Re-

levanz der Thematik. 

Auch hinsichtlich der  

Belegungszahlen sei    

die Sicherungsverwah-

rung ein aktuelles The-

ma. 2017 befanden sich 

bundesweit rund 500 Per-

sonen in der Sicherungs-

verwahrung. Angesichts 

der Zahl der Strafgefan-

genen mit vorgemerkter 

krankung. Im Rahmen 

einer solchen forensi-

schen Rehabilitation sei 

es von besonderer Rele-

vanz, diese möglichst 

multiprofessionell und 

strukturiert zu gestalten. 

Die multimodale und mul-

tiprofessionelle Nachsor-

ge habe in den letzten 

drei Jahren dafür gesorgt, 

dass von 12 Sicherungs-

verwahrten nur eine Per-

son einen Rückfall erlitt. 

Die Patienten seien nach 

der Behandlung selbst-

ter zusätzlich die Verord-

nung sogenannter ‚off-

label Medikamente‘ erfol-

gen. Als besonders er-

wähnenswert erweise 

sich hierbei auch die Wir-

kung der Psychotherapie 

und der dreigeteilte Be-

handlungsfokus – die 

Entwicklung eines delin-

quenzfernen Lebensstils, 

die Analyse zentraler 

Risikofaktoren und die 

psychotherapeutische 

und medikamentöse Be-

handlung der Grunder-

Frau Dr. Voß bezüglich 

dieser Patienten über 

eine Vielzahl an Behand-

lungsangeboten: Neben 

Einzel- und Gruppenthe-

rapien, aufsuchender 

Sozialarbeit, medizini-

scher Diagnostik und 

Behandlung, ambulanter 

Milieu- und soziothera-

peutischer Maßnahmen 

sowie der anlassbezoge-

nen Begleitung vor Ort, 

könne für Sexualstraftä-

Ihr Thema stellte die am-

bulante Nachsorge von 

entlassenen Sicherungs-

verwahrten dar. Wie Frau 

Dr. Voß darlegte, biete 

die Charité Berlin 100 

Hochrisikotätern die 

Möglichkeit einer nach-

sorgenden Psychothera-

pie und psychosozialen 

wie psychiatrischen 

Nachsorge. Diese Kapa-

zität sei angesichts der 

Größe Berlins zu bekla-

gen. Bei 39 dieser Pati-

enten handle es sich um 

bereits entlassene Siche-

rungsverwahrte, welche 

primär aufgrund von Se-

xualdelikten (70 %) oder 

Gewaltstraftaten (30 %) 

inhaftiert wurden. Eine 

solche Verteilung ent-

spreche auch den Befun-

den auf Bundesebene, 

eine Repräsentativität sei 

somit gegeben.  

Die Charité verfüge laut 

Lena Hügel (links) und Anna-

Lena Blank, Studentinnen an 

der Ostfalia Hochschule für ange-

wandte Wissenschaften in Wolfen-

büttel 

Das bundesweite SV-Forum findet  jährlich in den Räumlichkeiten der  

Führungsakademie in Celle statt 
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schätzung des Individu-

ums verdeutlicht wer-

den, welche sich positiv 

auf die Hoffnung und 

Motivation der Inhaftier-

ten auswirken könne. 

Herr Prof. Dr. Walken-

horst betonte ebenfalls 

die Notwendigkeit einer 

stetigen Reflexion ver-

hängter Disziplinarmaß-

nahmen, um einerseits 

einen Automatismus der 

Verhängung abzuwen-

den und andererseits 

den Klienten den Hinter-

könne, werden die Inhaf-

tierten hier doch einem 

Großteil ihrer Autonomie 

beraubt.  

In diesem Sinne sprach 

sich Herr Prof. Dr. Wal-

kenhorst dafür aus, das 

Klienten-Fachkräfte-Kon-

strukt aufzubrechen. Ge-

spräche zwischen diesen 

beiden Gruppen sollten 

auch in einem gelocker-

ten Rahmen, wie zum 

Beispiel auf den Gängen, 

ermöglicht werden. Hier-

durch könne die Wert-

ständiger und auf diese 

Weise auch weniger an-

fällig für Rückfälle. 

Abschließend betonte 

Frau Dr. Voß die Rele-

vanz von Ausführungen 

und Lockerungen wäh-

rend des Vollzugs der 

Sicherungsverwahrung, 

um eine Erprobung zu 

ermöglichen, die Nach-

sorge vorzubereiten und 

auf diese Weise das 

Rückfallrisiko zu senken.  

 

Inhaftierten und der Be-

völkerung aus. Siche-

rungsverwahrte müss-

ten in die Gesellschaft 

eingebunden werden, 

um auf diese Weise die 

Gelegenheiten der Inter-

aktion und Kommunika-

tion zu nutzen, welches 

sich auch hinsichtlich 

einer Wiedereingliede-

rung richtungsweisend 

darstellen könne.   

Einen solchen Blick 

nach außen halte er für 

wichtig, da auch Syste-

gend bestehenden intrin-

sischen Motivation der 

Inhaftierten sei es not-

wendig, den Inhaftierten 

zu vermitteln, dass es 

auch ein Leben außer-

halb geben könne. Insbe-

sondere die Weiterent-

wicklung durch zwischen-

menschliche Beziehun-

gen betonte Herr Prof. 

Dr. Walkenhorst zur För-

derung der Motivation.  

Der Redner sprach sich 

auch für einen stetigen 

Austausch zwischen den 

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG 

grund der Verhängung 

zu verdeutlichen. Ein 

solches Vorgehen kön-

ne insbesondere die 

Behandlungsbereit-

schaft positiv beeinflus-

sen.  

Abschließend betonte 

Herr Prof. Dr. Walken-

horst die Notwendigkeit, 

die alltäglichen Arbeits-

prozesse mit Siche-

rungsverwahrten stetig 

hinsichtlich der eigenen 

Haltung, der persönli-

chen Motivation und 

me problemerzeugend 

sein könnten. So würde 

der Strafvollzug kein 

„Ende des Individuums“ 

bedeuten und die krimi-

nelle Karriere demnach 

auch nicht zwangsläufig 

durch einen solchen 

Einschnitt beendet wer-

den. Hier verwies er 

insbesondere darauf, 

dass die Inhaftierung 

nur fraglich zu einer für 

die Straffreiheit notwen-

digen Verantwortungs-

übernahme beitragen 

„So würde der Strafvollzug 

kein „Ende des Individuums“ 

bedeuten und die kriminelle 

Karriere demnach auch nicht 

zwangsläufig durch einen 

solchen Einschnitt beendet 

werden.“ 

Nach einer kurzen Pau-

se folgten die Ausfüh-

rungen von Herrn Prof. 

Dr. Walkenhorst, der 

eine pädagogische An-

näherung an die Sicher-

heitsverwahrung vor-

nahm. Er sprach sich für 

ein pädagogisches Han-

deln auch im Vollzug 

aus, ohne die Pädago-

gik hier mit Erziehung 

gleichzusetzen. Ge-

meint sei hier vielmehr, 

dass auch Erwachsene 

noch als entwicklungsfä-

hig einzustufen seien, 

welches sich insbeson-

dere im Hinblick auf die 

Eigenmotivation als 

wichtig erweise.  

Eine solche Eigenmoti-

vation gelte es insbe-

sondere in der Siche-

rungsverwahrung zu 

fördern, stelle hier die 

Hauptaufgabe doch 

nicht selten die Animati-

on dar. Aufgrund des 

Zwangskontextes und 

der dadurch nicht zwin-

„Aufgrund des 

Zwangskontextes und der 

dadurch nicht zwingend 

bestehenden intrinsischen 

Motivation der Inhaftierten sei 

es notwendig, den Inhaftierten 

zu vermitteln, dass es auch 

ein Leben außerhalb geben 

könne. Insbesondere die 

Weiterentwicklung durch 

zwischenmenschliche 

Beziehungen betonte Herr 

Prof. Dr. Walkenhorst zur 

Förderung der Motivation.“ 
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Frau Zschäpe, dass es 

im Rahmen der alltägli-

chen Arbeit wichtig sei, 

sich vor Augen zu füh-

ren, dass auch bei quasi 

hoffnungslosen Fällen 

etwas erreicht werden 

könne. Insbesondere 

Lockerungen könnten 

zu einer Lebensquali-

tätssteigerung beitra-

gen, weshalb eine ent-

sprechende Vollzugsge-

staltung weiterhin ver-

folgt werden sollte.  

sich Frau Zscherpe für 

eine höhere Anzahl an 

Lockerungen sowie 

schnellere Lockerungs-

prozesse aus. Auch sie 

verwies jedoch darauf, 

dass diesbezüglich gege-

benenfalls nicht jede An-

stalt über entsprechende 

Ressourcen verfüge. Vie-

len mangele es sowohl 

an erfahrenen Thera-

peut*Innen sowie Sozial-

arbeiter*Innen.  

Abschließend betonte 

empirischer Ergebnisse 

zu reflektieren. Auf diese 

Weise könne die totale 

Institution des Vollzuges 

gegebenenfalls in ihrer 

passivierenden Wirkung 

reduziert werden und auf 

diese Weise zu der Ent-

wicklung der Inhaftierten 

beitragen.  

Im Anschluss an diese 

Vorträge erfolgte eine 

Diskussion zum Thema 

„Behandlung – Beglei-

ermutigenden Entlas-

sungszahlen Siche-

rungsverwahrter, beton-

te jedoch die Sonder-

stellung Hamburgs hin-

sichtlich dieser Thema-

tik. Hier gebe es verhält-

nismäßig viele Entlas-

sungen, was möglicher-

weise auf die dort exis-

tierenden spezialisierten 

Strafvollstreckungskam-

mern zurückgeführt wer-

den könne. In diesen 

Kammern herrsche eine 

hohe Sachkunde, wel-

ches zu einem gewissen 

positiv gewertet wurde, 

wurde die Interaktion mit 

Anwälten eher als man-

gelhaft für den Vollzugs-

betrieb wahrgenommen, 

da diese nicht selten ihre 

Mandanten auf eine Wei-

se beraten, die deren 

Mitarbeitsbereitschaft 

verringere.  

Nach dieser Ergebnisdar-

stellung trug Frau 

Zscherpe, Vorsitzende 

Richterin am Landgericht 

Hamburg, vor. Sie be-

klagte die derzeit wenig 

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG 

Der zweite Tag des Fo-

rums Sicherungsver-

wahrung wurde durch 

Herrn Andreas Mengler 

eröffnet, welcher als 

Geschäftsführer des 

Hamburger Fürsorge-

vereins einen anschauli-

chen Praxiseinblick in 

die Arbeit mit 

(ehemaligen) Siche-

rungsverwahrten liefern 

konnte. Diesen werde 

durch das Projekt 

„Ankerplatz“ die Mög-

lichkeit eröffnet, eine 

Selbstbewusstsein führe 

und eine großzügige 

Lockerungspraxis stimu-

liere. Im Rahmen von 

Lockerungen werde ei-

ne Vielzahl an Informati-

onen gewonnen, welche 

sich auch hinsichtlich 

einer Entlassungsprog-

nose als entscheidend 

erwiesen. Da eine posi-

tive Prognose für        

die Bewährungsent-

scheidung lediglich auf 

Basis vorangegangener 

Lockerungserfahrungen 

erfolgen könne, sprach 

„Im Rahmen von Lockerungen 

werde eine Vielzahl an 

Informationen gewonnen, 

welche sich auch hinsichtlich 

einer Entlassungsprognose 

als entscheidend erwiesen.“ 

tung – Nachhaltigkeit“ 

im Rahmen der Siche-

rungsverwahrung. Hier-

zu fanden sich drei 

Gruppen zusammen, 

welche bezüglich des 

ihnen aufgetragenen 

Themenschwerpunktes 

diskutierten und die Er-

gebnisse anschließend 

im Plenum vorstellten. 

Hierbei kristallisierte 

sich heraus, dass die 

Perspektivlosigkeit vie-

ler SVer nicht aus-

schließlich auf die ge-

setzlichen Rahmenbe-

dingungen oder vollzu-

gliche Strukturen zu-

rückzuführen seien. 

Vielmehr werde die Per-

spektivlosigkeit inner-

halb der Bewohner-

schaft vermittelt. Eine 

weitere Erkenntnis gab 

es hinsichtlich der Zu-

sammenarbeit mit Exter-

nen. Während die Arbeit 

mir geschulten Ehren-

amtlichen als äußerst 

„Hierbei kristallisierte sich 

heraus, dass die 

Perspektivlosigkeit vieler 

SVer nicht ausschließlich auf 

die gesetzlichen Rahmen-

bedingungen oder 

vollzugliche Strukturen 

zurückzuführen seien. 

Vielmehr werde die 

Perspektivlosigkeit innerhalb 

der Bewohnerschaft 

vermittelt.“  

Seminarempfehlung: 

„Wenn die Seele kündigt 

- Umgang mit psychisch 

kranken Mitarbei-

ter*innen“ vom 

02. bis 03. Dezember  

2019 in Königslutter 
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verwahrung bis 2021 

antreten. Das dieser 

Abteilung zugrunde lie-

gende Konzept wurde 

durch den Kriminologi-

schen Dienst Sachsen 

und das sächsische 

Justizministerium erar-

beitet und basiere im 

Rahmen der Behand-

lung auf einem dreistufi-

gen Modell: Orientie-

rungsphase, Interventi-

onsphase und Über-

gangsphase. Der Arbeit 

mit den Inhaftierten lie-

ge ein Menschenbild 

fänden sich 22 Personen 

mit einer angeordneten 

und zwei Personen mit 

einer vorbehaltenen Si-

cherungsverwahrung in 

sächsischen Justizvoll-

zugsanstalten (Waldheim 

und Dresden). Aus die-

sem Grund wurde 2014 

in der JVA Dresden eine 

eigene Abteilung für die-

se Klientel geschaffen, in 

welcher derzeit elf Gefan-

gene in einem Wohn-

gruppen-Setting lebten. 

Sieben dieser Personen 

würden die Sicherungs-

eigene Wohnung zu be-

ziehen. Zwar werde diese 

zunächst durch den Ver-

ein angemietet, doch bei 

einer erfolgreichen ersten 

Phase bestehe die Mög-

lichkeit der Übernahme 

des Mietvertrages. Herr 

Mengler und sein Team 

verfolgen auf diese Wei-

se das Ziel, die SVer wie-

der in die Gesellschaft 

zurückzuführen. Seit 

2012 zogen bereits sie-

ben SVer in die Einrich-

tung ein, von welchen 

zu bewerten. Einzig die 

Dauerbeurlaubung solle 

als Instrument vermehrt 

genutzt werden. Ab-

schließend sprach sich 

Herr Mengler für eine 

Weiterentwicklung ent-

sprechender Instrumen-

tarien mithilfe von Ar-

beitsgruppen aus.  

der Findung einer eige-

nen Wohnung oder einer 

fachlich ausgerichteten 

Einrichtung zu unterstüt-

zen. Es sei hier darauf zu 

achten, den Vollzug und 

die spätere Einrichtung 

zu verzahnen. Dies stelle 

ein Charakteristikum des 

auch in Hamburg breit 

diskutierten Entlassungs-

managements dar. Das 

Übergangsmanagement 

sei hier flächendeckend 

vorzufinden und auch 

aus diesem Grund positiv 
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zugrunde, welches die 

Veränderbarkeit des 

Menschen anerkenne 

und dieses auch förde-

re. Dies solle in einem 

gesunden Klima ge-

schehen, in welchem 

die Bediensteten den 

Inhaftierten als Vorbild-

charaktere zur Seite 

stehen.   

Weiter führte Herr Born 

aus, dass er eine Abtei-

lung speziell für Gefan-

gene mit Anschluss-SV 

als notwendig erachte. 

Einen weiteren Einblick 

in die Praxis lieferten 

anschließend Dipl.-

Psychologe Werner 

Born und Dipl.-

Soziologin Anja Kirsten 

in ihrem Vortrag zum 

Umgang mit Gefange-

nen mit Anschluss-

Sicherungsverwahrung 

in Sachsen.   

Frau Kirsten gab einen 

kurzen Überblick über 

die derzeitige Situation 

in Sachsen. Aktuell be-

„Der Arbeit mit den 

Inhaftierten liege ein 

Menschenbild zugrunde, 

welches die Veränderbarkeit 

des Menschen anerkenne und 

dieses auch fördere. Dies 

solle in einem gesunden 

Klima geschehen, in welchem 

die Bediensteten den 

Inhaftierten als 

Vorbildcharaktere zur Seite 

stehen.“ 

derzeit noch vier dort 

lebten. Herr Mengler 

betonte den Vorteil ei-

nes freien Trägers als 

aufnehmende Einrich-

tung von SVern darin, 

dass die Arbeit dort 

nicht anhand der straf-

rechtlichen Risikoein-

schätzung erfolge. Die 

Einrichtung sei somit 

nicht für die Legalbe-

währung ihrer Klientel 

verantwortlich. Die Be-

wohner könnten auf die-

se Weise gemeinsam 

mit der Einrichtung die 

Haft hinter sich lassen 

und den Blick in Rich-

tung Zukunft lenken. 

Hierzu trage ebenfalls 

bei, dass die Einrichtung 

nicht über Sicherheits-

personal verfüge – alle 

Forderungen und Kon-

flikte werden gemein-

sam diskutiert und 

durchgestanden. 

Herr Mengler sprach 

sich aus diesem Grund 

auch dafür aus, SVer in 

„Herr Mengler betonte den 

Vorteil eines freien Trägers 

als aufnehmende Einrichtung 

von SVern darin, dass die 

Arbeit dort nicht anhand der 

strafrechtlichen Risiko-

einschätzung erfolge. Die 

Einrichtung sei somit nicht für 

die Legalbewährung ihrer 

Klientel verantwortlich.“ 
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cherungsverwahrten in 

einer stationären Ein-

richtung und schilderte 

die für eine gelingende 

Nachsorge relevanten 

Faktoren. Er nannte in 

diesem Zusammenhang 

die Notwendigkeit eines 

lückenlosen Anschlus-

ses an die Inhaftierung. 

Laut Herrn Rau seien 

auch die Mitarbeitenden 

der JVAs in der Verant-

wortung, eine langfristi-

ge frühzeitige Zusam-

menarbeit anzustreben. 

Folgend betonte er, wie 

Abteilung für Gefangene 

mit Anschluss-SV voll-

ständig nutzen zu kön-

nen.  

Nach einer Mittagspause 

folgte ein Vortrag von 

Herrn Thilo Rau, dem 

Geschäftsführer der DRK 

Soziale Betreuungsdiens-

te M-V gGmbH. Der An-

bieter verfügt über fünf 

Anschlusseinrichtungen 

für Inhaftierte. Rau ver-

mittelte einen Erfah-

rungsbericht bezüglich 

der Nachsorge von Si-

Er begründete dies ins-

besondere damit, dass 

diese auf Regelstationen 

schlecht angesehen sei-

en, isoliert lebten und 

insbesondere dann Prob-

lemen und Anfeindungen 

ausgesetzt sein könnten, 

wenn sie wegen ihrer 

Straftaten „prominent“ 

seien. In diesem Sinne 

betonte er die positive 

Haltung der Behand-

ler*Innen der Abteilung. 

Diesen sei es möglich, 

gemeinsam in eine Rich-

im gleichen Atemzug, 

dass sich dies als 

schwierig erweise – 

„keiner möchte sie“. 

Derzeit verfahre die Sta-

tion in entsprechenden 

Fällen mit einer zeitwei-

sen Herausnahme aus 

der Abteilung.  

Das Konzept der aSV-

Abteilung erweise sich 

in der Praxis aktuell 

noch nicht als ausgereift 

– die Klientel trage eine 

große Zahl krimineller 

ches die Mitarbei-

ter*Innen vor eine große 

Herausforderung stelle. 

Herr Born kritisierte die 

Einstellung einiger Inhaf-

tierter, welche nicht bereit 

seien, eine eigene Moti-

vation aufzubringen, son-

dern dies als Aufgabe der 

Bediensteten ansehen. 

Er sprach sich aus die-

sem Grund dafür aus, die 

Gefangenen mit man-

gelnder Motivation wieder 

auf die Regelstation zu 

verlegen, betonte jedoch 
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stark sich die Einrichtun-

gen des DRK von jenen 

der Justiz unterschei-

den. Es seien keine 

Mauern vorzufinden, 

wodurch sich auch der 

Status der Klienten 

wandle: Hier erfolge die 

Arbeit mit einem Men-

schen, nicht mit einem 

Straftäter – denn die 

Strafe sei bereits ver-

büßt. Für unabdingbar 

erachtet Rau eine sorg-

fältige und verantwor-

tungsvolle Planung der 

Unterbringung. Die Ein-

Rückfallrisiken mit sich, 

wodurch für die Be-

diensteten intensive 

Aufgaben zu bewältigen 

seien - neben einer er-

höhten Dokumentations-

pflicht nannte Herr Born 

hier insbesondere auch 

die herausfordernde 

Arbeit im Rahmen des 

direkten Kontaktes mit 

den Inhaftierten. Ent-

sprechende Bedingun-

gen müssen laut Herrn 

Born verbessert werden, 

um die Chancen einer 

„Es seien keine Mauern 

vorzufinden, wodurch sich 

auch der Status der Klienten 

wandle: Hier erfolge die Arbeit 

mit einem Menschen, nicht 

mit einem Straftäter – denn 

die Strafe sei bereits verbüßt.“ 

tung zu schauen und 

auf diese Weise die Ent-

wicklung der Inhaftierten 

positiv zu beeinflussen.   

Bedienstete zu finden, 

welche offen gegenüber 

der Arbeit auf der Stati-

on für Gefangene       

mit Anschluss-Sich-

erungsverwahrung sind, 

erweise sich jedoch als 

schwierig. Dies sei auf 

die zusätzlichen Ansprü-

che und Bedürfnisse 

zurückzuführen, welche 

im Regelvollzug nicht 

aufkämen. Die Erstel-

lung der Vollzugspläne 

für die Klientel sei um-

fangreicher, ebenfalls 

müsse der Behand-

lungsverlauf in Sachsen 

gegenüber dem Krimi-

nologischen Dienst be-

schrieben werden (vgl. 

den Vortrag von Frau 

Hinz beim Forum Siche-

rungsverwahrung 2017). 

Eine weitere Schwierig-

keit stelle das Motivie-

rungsprinzip dar, wel-

„Die Erstellung der 

Vollzugspläne für die Klientel 

sei umfangreicher, ebenfalls 

müsse der Behandlungs-

verlauf in Sachsen gegenüber 

dem Kriminologischen Dienst 

beschrieben werden.“ 
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gen insbesondere zur 

Sammlung neuer Erfah-

rungen als bedeutsam 

erweisen. Außer zu ei-

ner höheren Selbstwirk-

samkeit könnten sie 

auch dazu beitragen, 

eine Strategie bezüglich 

der eigenen Positionie-

rung in nicht kriminoge-

nen Milieus zu entwi-

ckeln, welches sich ins-

besondere im Rahmen 

einer späteren Entlas-

sung als unabdingbar 

erweise. Auch für den 

therapeutischen Pro-

dieser Ziele müsse auch 

gegenüber den Inhaftier-

ten eine Transparenz 

herrschen, es gelte hier, 

die Inhaftierten in den 

Zielfindungsprozess ein-

zubeziehen. Dies trage 

auch dazu bei, dass die 

Inhaftierten ihre Verant-

wortung hinsichtlich der 

Lockerungen und des 

therapeutischen Prozes-

ses zunehmend anneh-

men.  

Herr Dr. Trebels führte 

aus, dass sich Lockerun-

richtung müsse auf den 

Bedarf sowie die Persön-

lichkeit des Klienten ab-

gestimmt werden, um zu 

einer positiven Entwick-

lung beitragen zu kön-

nen. Hier müsse nicht 

bloß der Klient betrachtet 

werden, sondern auch 

das Umfeld der Einrich-

tung. Ebenfalls relevant 

sei das nach außen ver-

mittelte Bild entsprechen-

der Klienten. Rau nannte 

als Beispiel eine 

„Anlieferung“ in Hand-

benstüchtigkeit wahren, 

die Motivation hinsicht-

lich der Mitarbeit an 

Vollzugszielen fördern, 

soziale Empfangsräume 

schaffen oder die Inhaf-

tierten auch an professi-

onelle Hilfesysteme an-

binden. Entsprechende 

Erfahrungen könnten 

insbesondere im Maßre-

gelvollzug neues Thera-

piematerial generieren, 

neue Perspektiven 

schaffen und auf diese 

Weise zu einer Verbes-

Der anschließende finale 

Vortrag erfolgte durch 

Herrn Dr. Christoph Tre-

bels. Er vermittelte den 

Teilnehmenden in seiner 

Funktion als selbständi-

ger forensischer Psychia-

ter, inwiefern Lockerun-

gen als Mittel der Thera-

pie eingesetzt werden 

können. Zunächst einmal 

betonte er in diesem Zu-

sammenhang die zahlrei-

chen Funktionen von Lo-

ckerungen. Diese könn-

ten den Erhalt der Le-

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG 

zess könnten Lockerun-

gen und die damit ein-

hergehenden Erfahrun-

gen eine Vielzahl an 

Vorteilen offenbaren: 

Die Inhaftierten entwi-

ckeln gegebenenfalls 

neue Ideen und neue 

Verhaltensweisen. Auch 

könne in diesem Rah-

men die eigene Belast-

barkeit geprüft werden: 

Wie ist das Verhältnis 

zwischen der Reizexpo-

sition und der Reiztole-

ranz? Besteht hier ge-

gebenenfalls noch Be-

serung der Legalprog-

nose beitragen. Sollen 

Lockerungen als Mittel 

der Therapie in der Si-

cherungsverwahrung 

erfolgen, sei laut Tre-

bels auf eine Vielzahl 

von Aspekten zu ach-

ten: Primär sollten Lo-

ckerungen nicht als Be-

lohnung für Wohlverhal-

ten gewährt, sondern 

durch sie vielmehr be-

absichtigte Handlungs-

schritte gezielt gefördert 

werden. Hinsichtlich 

„Entsprechende Erfahrungen 

könnten insbesondere im 

Maßregelvollzug neues 

Therapiematerial generieren, 

neue Perspektiven schaffen 

und auf diese Weise zu einer 

Verbesserung der 

Legalprognose beitragen.“ 

schellen oder ähnlichen 

vorurteilsbehafteten 

Praktiken. Auf entspre-

chende öffentlichkeits-

wirksame Bilder solle 

verzichtet werden, um 

die Akzeptanz der 

Nachbarschaft nicht un-

nötig zu strapazieren.  

Rau schloss seinen Vor-

trag mit der Aussicht, 

dass es 2019 noch 

mehr entsprechender 

Einrichtungen geben 

werde, welche auch für 

ehemalige Sicherungs-

verwahrte offenstehen 

sollten. Er bat daraufhin 

um die partnerschaftli-

che Zusammenarbeit 

mit Bediensteten, wo-

rauf eine positive Rück-

meldung aus dem Publi-

kum folgte – das von 

Rau vorgestellte Kon-

zept stieß auf Zustim-

mung, wodurch der 

Wunsch nach einer Aus-

weitung entsprechender 

Einrichtungen laut wur-

de.  

„Zunächst einmal betonte er 

in diesem Zusammenhang die 

zahlreichen Funktionen von 

Lockerungen. Diese könnten 

den Erhalt der Lebens-

tüchtigkeit wahren, die 

Motivation hinsichtlich der 

Mitarbeit an Vollzugszielen 

fördern, soziale Empfangs-

räume schaffen oder die 

Inhaftierten auch an 

professionelle Hilfesysteme 

anbinden.“ 
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darf an weiteren Thera-

pieeinheiten? Inhaftierte 

übernähmen durch Lo-

ckerungen somit ver-

mehrt die Verantwortung 

für den therapeutischen 

Prozess.  

Auch die Institution des 

Vollzugs jedoch erhalte 

durch die Gewährung 

von Lockerungen zusätz-

liche Verantwortung: Es 

müssen detaillierte Risi-

gemindert werden müs-

sen.  

Das Schlusswort ergriff 

Herr Dr. Suhling, wel-

cher in diesem Rahmen 

bereits auf das auch im 

Jahr 2019 stattfindende 

Forum Sicherungsver-

wahrung aufmerksam 

machte. Als Termin ste-

he hier der 4. & 5.     

November 2019 fest.  

Verhärtungen zwischen 

den Bediensteten und 

den Untergebrachten 

 

und das Zusammenle-

ben derart gestalten, 

dass der hinsichtlich der 

Lockerungen notwendi-

ge Austausch über die 

Vollzugsziele auf diese 

Weise überhaupt mög-

lich werde. Im Rahmen 

der von Herrn Dr. Tre-

bels angeregten Diskus-

sion wurde diesbezüg-

lich deutlich, dass insbe-

sondere die mancher-

orts vorherrschenden 

koabschätzungen sowie 

häufige körperliche 

Durchsuchungen und 

Abstinenzkontrollen er-

folgen. Unterschiedliche 

Interessenlagen müss-

ten stetig beachtet und 

hinsichtlich der Ent-

scheidung herangezo-

gen werden. Auch 

müssten die Bedienste-

ten sowie die Gesamtin-

stitution die eigene inne-

re Haltung hinterfragen 

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG 

Kontakt:  

Lena Hügel und  

Anna-Lena Blank  

 

E-Mail 

l.huegel@ostfalia.de 

an.blank@ostfalia.de 

Seminarempfehlung: 

„Bundesweites Forum 

Sicherungsverwahrung “ 

am 4. und 5. November  

2019 in Celle 

mailto:an.blank@ostfalia.de
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Die nächsten Veranstaltungen der Führungsakademie (Auszug) 

Das Jahresprogramm 2019 können Sie als pdf-Datei 

im Internet unter https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de herunterladen. 

Datum Thema 

19. - 20.08.2019  
in Celle 

Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Umgang mit psy-
chisch auffälligen Gefangenen als Führungsaufgabe 

04. - 05.11.2019 
in Cellle 

Bundesweites Forum: Sicherungsverwahrung 

20. - 21.11.2019 
in Hameln 

„Alles was Recht ist“ - Vollzugsrecht für Führungskräfte 

 Konzeption und Durchführung indivi-

dueller Personalauswahlverfahren 

(Assessment Center) für Führungs-

kräfte  

 Managementtrainings zur Förderung 

und Weiterentwicklung von Nach-

wuchsführungskräften 

 Trainings, Veranstaltungen und Be-

ratung im Bereich Presse- und Öf-

fentlichkeitsarbeit (Medienakademie 

der niedersächsischen Justiz) 

 Beratung und Coaching von Füh-

rungskräften 

 Informationen über Trends und aktu-

elle Veränderungsprozesse im Jus-

tizvollzug  u. a. durch die Herausga-

be unseres Newsletters 

Die Räume der Führungsakademie für 

den Justizvollzug befinden sich in der 

Fuhsestraße 30 in Celle. Dort stehen 

auch Tagungsmöglichkeiten zur Verfü-

gung.  

An Führungskräfte werden überall 

hohe Anforderungen gestellt. Für Sie 

als Führungskräfte im Justizvollzug 

gilt das ganz besonders. Auf Sie 

konzentrieren sich nicht nur die Er-

wartungen Ihrer Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, sondern auch die der 

Gefangenen und der Öffentlichkeit. 

Erwartungen, die nicht einfach zu 

erfüllen sind. Wie können Sie vor-

handene Ressourcen besser nut-

zen? Wie begleiten Sie Verände-

rungsprozesse begleitet und initiie-

ren Innovationen? Wie gehen Sie 

professionell mit den Medien um? 

Wir unterstützen Sie als Führungs-

kraft im Justizvollzug bei der Wahr-

nehmung Ihrer vielfältigen Aufgaben. 

Wir bieten an: 

 Organisation von Veranstaltungen 

zu aktuellen Themen  

 Beratung bei Projekten und Orga-

nisationsentwicklung 

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie 

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle 

Die Führungsakademie...  

https://bildungsinstitut-justizvollzug.niedersachsen.de/aus_und_fortbildung/aktuelle-aus--und-fortbildungsprogramme-83424.html
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                    Ihre Ansprechpartner für die Bereiche:        

Führungsseminare, Personalförderprogramme, Organisationsberatung, Coaching 

Rolf Koch   Pädagoge 

Telefon:  (0 51 41)  59 39 - 459 
E-Mail:   rolf.koch@justiz.niedersachsen.de 

Veranstaltungsorganisation, Marketing, Rechnungswesen, Verwaltung, Newsletter 

Michael Franke  Diplom-Kaufmann  

Telefon:  (0 51 41)  59 39 - 479 
E-Mail:   michael.franke@justiz.niedersachsen.de 

Veranstaltungsorganisation, Seminarvorbereitung, Rechnungswesen, Verwaltung 

Rita Stadie  Bürokauffrau 

Telefon:  (0 51 41)  59 39 489 
E-Mail:   rita.stadie@justiz.niedersachsen.de 

ViSdP: 

Bildungsinstitut des niedersächsischen Justizvollzuges - Führungsakademie -  
Fuhsestraße 30 
29221 Celle 
Internet: www.fajv.de 

Redaktion und Layout: 

Michael Franke, Führungsakademie 

Titelbild: 
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Nachwuchsfördertrainings, Organisationsberatung, Coaching 

Christiane Stark Diplom-Supervisorin und Organisationsberaterin  

Telefon:  (0 51 41)  59 39 - 469 
E-Mail:   christiane.stark@justiz.niedersachsen.de 

Medienkompetenzzentrum der niedersächsischen Justiz 

Marika Tödt   Ass. jur., Journalistin 

Telefon:  (0 51 41)  59 39 - 449 
E-Mail:   marika.toedt@justiz.niedersachsen.de 
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